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Liebe Vereinsmitglieder,
verehrte Leser des
„Seniorenkuriers“,

im Oktober wählten die Mitglie-
der des Landesseniorenbeirats 
für die folgenden vier Jahre einen 
neuen Vorstand. Zwei neue Vor-
standsmitglieder begrüßen wir in 
unserer Mitte: Jürgen Lorenz aus 
dem Landkreis Rostock als neuen 
Schatzmeister und Ilona Mundt-
Schalk aus dem Landkreis Ludwigs-
lust-Parchim als Beisitzerin. Gegen-
wärtig werden Aufgaben und Zu-
ständigkeiten im Vorstand neu 
verteilt, Leiter von Arbeitsgrup-
pen gemäß Arbeitsplan neu fest-
gelegt und unsere Vertreter in Gre-
mien der Landesregierung neu be-
stimmt. Nächstens werden den De-
legierten des 10. Altenparlaments 
2018 die Entwürfe der Leitanträge 
zugeschickt. Diese sollten in de-
ren Organisationen gründlich dis-
kutiert und eventuelle Änderungs-
vorschläge an den Landessenio-
renbeirat eingereicht werden. Die 
Arbeitsgruppen werden diese Vor-
schläge prüfen und gegebenen-
falls in die Entwürfe einarbeiten.
Die auf unserer Mitgliederver-
sammlung für das Jahr 2018 be-
schlossenen neue Aufgaben er-
fordern erneut viel ehrenamtli-
ches Engagement unserer Mit-
glieder. Gehen wir gemeinsam an 
deren Lösung! Zum bevorstehen-
den Weihnachtsfest und zum Jah-
reswechsel wünsche ich Ihnen ein 
paar erholsame und besinnliche 
Tage. Ich freue mich auf eine gute 
Zusammenarbeit im Jahr 2018.

� Bernd Rosenheinrich
� Vorsitzender des
� Landesseniorenbeirats M-V e. V.

Zum ersten Mal repräsentativ: 
Tag der älteren Menschen 

Fachtagung unter internationalen Aspekten in Banzkow

Zum ersten Mal ist in unserem Bun-
desland der Internationale Tag der 
älteren Menschen repräsentativ mit 
einer Fachkonferenz im Trend-Ho-
tel in Banzkow bei Schwerin began-
gen worden. Es gibt ihn seit dem 19. 
Dezember 1990. Damals erklärte die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen den 1. Oktober zum „Welt-
tag der älteren Menschen“. Seitdem 
sind zwei Weltaltenpläne (1982 Wien, 
2002 Madrid) verabschiedet worden, 
die jeweils umfassend überarbeitet 
worden sind und die aktuelle Ent-
wicklung in der internationalen Al-

tenpolitik widerspiegeln.
Im vergangenen Jahr wurde dieser 
Tag auf Initiative der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Landessenioren-
vertretungen in Magdeburg erstmals 
deutschlandweit begangen. Künftig 
soll dies alle zwei Jahre zentral erfol-
gen, zwischenzeitlich gibt es Veran-
staltungen auf Landesebene und in 
den Kommunen. 
„Die Ungleichheiten in der Einkom-
mensstruktur verschärfen sich und 
Sparprogramme treffen in vielen Län-

Sozialministerin Stefanie Drese und Bernd Rosenheinrich Vorsitzender des Landes-
seniorenbeirats
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dern die Älteren hart“, betonte Bernd 
Rosenheinrich, Vorsitzender des Lan-
desseniorenbeirats M-V, in seiner Be-
grüßung der rund 100 Teilnehmer. 
Das zeige sich vor allem in Europa und 
Nordamerika. Deutschland schneide 
im Bereich Arbeit und Bildung von 
Senioren am besten ab und liege ins-
gesamt auf Platz drei. Schlechter ste-
he es um die Einkommenssicherheit; 
dort liege die Bundesrepublik auf 
Rang elf. „Frauen sind häufig doppelt 
benachteiligt. Sie werden nicht nur 
wegen des fortschreitenden Alters 
diskriminiert, sondern auch aufgrund 
ihres Geschlechts. Ihr Risiko, von Al-
tersarmut betroffen zu sein, ist zu-
dem um ein Vielfaches höher.“
Vor allem sollten ältere Menschen 
die Möglichkeit erhalten, an den Ent-
scheidungen, die ihr Leben betref-
fen, voll beteiligt zu werden. In unse-
rem Bundesland wurde dem mit der 
Verabschiedung des Seniorenmitwir-
kungsgesetzes 2010 durch den Land-
tag Rechnung getragen. 2015 wur-
de das Gesetz entfristet, nachdem 
es sich in den ersten fünf Jahren be-
währt hatte.
 „Auf Landkreisebene haben wir über-
all funktionierende Kreisseniorenbei-
räte“, hob der LSB-Vorsitzende her-
vor. „Leider setzt sich dies nicht auf 
kommunaler Ebene fort. Obwohl bei-
spielsweise im Wettbewerb Senio-
renfreundliche Kommune seit Jah-
ren in der Regel Spitzenplätze von 
Kommunen belegt werden, die über 
gut funktionierende Beiräte verfü-
gen und diese eine gute Zusammen-
arbeit mit den Bürgermeistern und 
den Verwaltungen pflegen, hat sich 
dies noch nicht bis in alle Kommunen 
herumgesprochen, und nach wie vor 
sind Vorbehalte vorhanden.“
Mit den Altenparlamenten hätten Äl-
tere die Möglichkeit, auf ihre Proble-
me und Vorstellungen aufmerksam 
zu machen und in Form von Leitan-
trägen den Fraktionen des Landtags 
Politikansätze zu liefern. „Wir müssen 

jedoch aufpassen, dass diese Parla-
mente nicht  zu einem bloßen Ritu-
al verkommen und die Beschlüsse in 
Schubladen verschwinden.“
Diskriminierend sei außerdem, dass 
die Angleichung des Rentenwertes 
Ost an West erst 2025 vollzogen wer-
den soll. Wer 1990 in Rente gegan-
gen ist, würde die Angleichung erst 
erleben, wenn er 100 Jahre alt sein 
würde. Dabei sollten die in der DDR 
rechtmäßig erworbenen Alterssiche-
rungsansprüche nicht vergessen wer-
den, die rückwirkend nach Bundes-
recht durch geringwertigere Renten-
ansprüche durch das Rentenüberlei-
tungsgesetz 1991 ersetzt wurden. Zu 
den Betroffenen zählen hier auch die 
zu DDR-Zeiten geschiedenen Frauen, 
die mehrheitlich von Altersarmut be-
troffen sind.
„Bergleute, Reichsbahner oder in 
der DDR geschiedene Frauen planen 
deshalb für das nächste Jahr, 28 Jah-
re nach der Wiedervereinigung, ge-
meinsame Proteste gegen Rentenun-
gerechtigkeit in Berlin.“

Gemeinsames Handeln in Tutow
„Unser Land braucht das Wissen der 
Älteren“, so eröffnete Beate Schlupp, 
Vizepräsidentin des Landtags, die 
Fachkonferenz. Sie wertete Altenpar-
lament und Seniorenmitwirkungs-
gesetz als „wichtige Bausteine“ bei 
der Bewältigung der Anforderungen, 
die sich aus der demografischen Ent-
wicklung ergeben.
Aus Neubrandenburg kam Dr. Peter 
Dehne, Professor für Planungsrecht/
Baurecht an der dortigen Hochschu-
le und Mitglied der Sachverständi-
genkommissionen zur Erstellung des 
Siebten Altenberichts und des Zwei-
ten Engagementsberichts der Bun-
desregierung. „Sorge und Mitverant-
wortung in der Kommune – Aufbau 
und Sicherung zukunftsfähiger Ge-
meinschaften in Mecklenburg-Vor-
pommern“ nannte er sein frei vorge-
tragenes Referat, ergänzt um eine in 
die Tiefe gehende Power Point-Prä-
sentation. Selbstbestimmtes Leben 

bis ins hohe Alter sei unabdingbar 
– das gelte besonders für den länd-
lichen Raum. Bloße Seniorennach-
mittage reichten nicht aus. „Verletz-
lich sind ältere Menschen vor allem 
durch abnehmende körperliche Leis-
tungsfähigkeit sowie das wachsende 
Risiko, an einer chronischen Erkran-
kung zu leiden oder hilfe- und pfle-
gebedürftig zu werden. Die erhöhte 
Verletzlichkeit darf aber nicht gleich-
gesetzt werden mit Multimorbidität 
und Pflegebedürftigkeit generell.“ Er-
fahrungswissen müsse an die Nach-
kommenden weitergegeben und die 
Verlässlichkeit der Älteren genutzt 
werden. 
Zum Vorbild nahm der Gutachter die 
Gemeinde Tutow bei Anklam, in der 
das gemeinschaftliche Handeln von 
Politik und Gesellschaft gut funktio-
niere. „Aber wir brauchen mehr gu-
te Beispiele für eine ländliche Quar-
tiersentwicklung.“ Entscheidend für 
ein gutes Leben im Alter in der Ge-
meinschaft seien nicht nur die „klei-
nen Lebenskreise“ Familie, Nach-
barschaft, Bekannte und Engagier-
te, sondern das Lebensumfeld ins-
gesamt. Dies müsse gefördert und 
gestärkt werden und „zu einem er-
weiterten Verständnis von Land und 
kommunaler Daseinsvorsorge“ füh-
ren. Die Gemeinde werde damit „zum 
Schauplatz gelingender oder schei-
ternder Sorge“.
Bis 2035 werde die Anzahl der 65-Jäh-
rigen um bis zu 60 Prozent zuneh-
men. Der Jahrgang 1955 wird dann 
80 Jahre alt sein. 2028 werden in Ost-
deutschland zehn Dreißig- bis Vier-
zigjährige auf 22 Sechzig- bis Siebzig-
jährige kommen. „Es bleiben uns also 
höchstens zehn bis 15 Jahre zum Auf-
bau von solidarischen Gemeinschaf-
ten“, so Prof. Dehne.
Einen Überblick über aktuelle Ent-
wicklungen in der internationalen Al-
tenpolitik gab unter dem Motto „15 
Jahre Zweiter Weltaltenplan der Ver-
einten Nationen“ Silke Leicht, Leite-
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rin der Geschäftsstelle Internationa-
le Altenpolitik der BAGSO in Bonn. 
Als Teilnehmerin an der Ministerkon-
ferenz vor wenigen Wochen in Lissa-
bon, die den Zweiten Weltaltenplan 
überprüfte, berichtete sie über die 
unterschiedlichen Ausgangslagen in 
den einzelnen Staaten und die Be-
züge zur Agenda 2030. „Die Minister-
erklärung Lissabon 2017 stellt drei 
Schwerpunkte ins Blickfeld“, sagte 
sie. „Die Potenziale des längeren Le-
bens erkennen; Längeres Arbeitsle-
ben und Arbeitsfähigkeit fördern so-
wie Altern in Würde.“ Zur Erklärung 
der Zivilgesellschaft Lissabon 2017 
gehören: Schutz der Menschenrech-
te, keine Altersdiskriminierung, Recht 
zu arbeiten, flexibler Renteneintritt, 
Alterssicherung, Gender-Perspektive 
sowie Zugang zu adäquater gesund-
heitlicher Versorgung und Pflege. Der 
Zweite Weltaltenplan sei rechtlich 
nicht bindend, die Umsetzung erfol-
ge auf freiwilliger Basis. (Siehe auch 
Seite 37)

Sozialministerin im Gespräch
Nach der Mittagspause stellte sich 
Sozialministerin Stefanie Drese in un-
gezwungener Runde den Fragen der 
Teilnehmer, die aus dem gesamten 
Bundesland angereist waren. Zuvor 
würdigte sie „die Leistungen der äl-
teren Generation und deren Gewinn 
für unsere Gesellschaft“ und beton-
te: „Mir kommen die Chancen des de-
mografischen Wandels viel zu kurz. 
Wir sollten viel mehr als bisher die 
Reserven und Potenziale unserer äl-
teren Menschen nutzen und eine Po-
litik gemeinsam mit den Seniorinnen 
und Senioren im Land gestalten. Äl-
ter werden, heißt doch nicht Beisei-
tetreten, sondern bedeutet die Chan-
ce, sich verstärkt einzubringen, Erfah-
rungen weiterzugeben, aktiv zu blei-
ben, mehr Zeit zu haben.“
Dann wandte sie sich an die Vertre-
terinnen und Vertreter der Senioren-
beiräte: „Sie können eine wertvolle 

Unterstützung für Politik und Verwal-
tung sein. Sie sollen vor Ort die Poli-
tik in seniorenpolitischen Fragen be-
raten und konkrete Vorschläge unter-
breiten, die die Rahmenbedingungen 
der Seniorinnen und Senioren vor Ort 
verbessern. Für mich steht fest: Eine 
gute Seniorenpolitik ist immer auch 
eine gute Sozialpolitik.“ Die Sozialmi-
nisterin lehnte es ab, „in Schubladen 
zu denken“. Gebraucht würden in 
Städten und Gemeinden „Rahmenbe-
dingungen, die für alle Generationen 
von Bedeutung sind und nicht nur 
eine einzelne Gruppe in den Mittel-
punkt stellt.“ Dazu gehörten zum ei-
nen hauptamtliche Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner in den 
Verwaltungen sowie in den Vereinen, 
Verbänden und Organisationen, zum 
anderen engagementfördernde Ein-
richtungen, wie Nachbarschaftszen-
tren, Gemeinschaftseinrichtungen, 
Mitmachzentralen, Mehrgeneratio-
nenhäuser, Freizeittreffs und Senio-
renbüros.
„Das bürgerschaftliche Engagement 
hat in unserem Land einen erhebli-
chen Aufschwung erfahren. Die En-
gagementquote in Mecklenburg-
Vorpommern hat sich von 28,9 im 
Jahr 1999 auf 42,8 Prozent 2014 er-
höht. Im Vergleich mit den neuen 
Bundesländern liegen wir damit an 

erster Stelle, und auch im Bundesver-
gleich können wir uns durchaus se-
hen lassen.“
Die Diskussionen um die Generatio-
nengerechtigkeit, bei denen es im-
mer wieder um Verteilungsaspekte 
gehe, würden den allgemeinen Pro-
blemen nicht gerecht. „Ich sage ganz 
deutlich: Wir müssen den Generatio-
nendialog neu denken. Es geht künf-
tig um die Frage, welche Konsequen-
zen ziehen die Verantwortlichen in 
der Politik, in der Wirtschaft und in al-
len anderen gesellschaftlichen Berei-
chen aus der Bevölkerungsentwick-
lung, und werden wir es gemeinsam 
schaffen, die bestehenden Chancen 
zu nutzen? Auch die Wirtschaft wird 
sich künftig überlegen müssen, in-
wieweit sie auf das Expertenwissen 
der erfahrenen älteren Mitarbeiter 
verzichten kann, wenn junge Men-
schen aus den unterschiedlichsten 
Gründen nicht zur Verfügung stehen. 
Und wie können diese Menschen 
motiviert werden, nicht frühzeitig 
aus dem Arbeitsprozess auszustei-
gen. Die Fixierung auf die Menschen 
bis 40 muss endlich ein Ende haben.“ 
In der lebhaften Diskussion forderte 
Karin Lechner, Vorsitzende des Kreis-
seniorenbeirats Nordwestmecklen-
burg und LSB-Vorstandsmitglied, 
mehr Beachtung und Wertschätzung 

Mit einem Stand präsent war auch das Landeskriminalamt. Siegfried Schulz (Zwei-
ter von links), Seniorensicherheitsberater und ehemaliger Kriminalbeamter der Be-
hörde, informierte über das landesweite Präventionsprojekt „Seniorensicherheits-
berater M-V“ sowie über Kriminalitätsrisiken und Schutzmöglichkeiten im Alter.

Fortsetzung von Seite 3
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der ehrenamtlichen Tätigkeit, wäh-
rend Peter Lundershausen, Vorsit-
zender des Seniorenbeirats Neubran-
denburg, mahnte, die Ergebnisse der 
Enquetekommission des Landtags 
2012 bis 2016 nicht in Schubladen 
verschwinden zu lassen. Siegfried 
Schwinn, Vorsitzender des Senioren-
beirats Schwerin, bemängelte, dass 
in der Landeshauptstadt ein senio-
renpolitisches Konzept fehle. Jörg 
Heydorn, Vorsitzender der Enquete-
kommission und Mitglied der SPD im 
Landtag, teilte mit, dass für ländliche 

Regionen geplant sei, Dorfläden zu-
gleich als Begegnungsstätten für die 
Einwohner zu schaffen.
Gleichsam eine Brücke von der Fach- 
zur jährlichen Herbsttagung schlug 
der Heimatverband Mecklenburg-
Vorpommern, der sich als Kooperati-
onspartner des Landesseniorenbei-
rats vorstellte. Prof. Dr. sc. med. vet. 
Wolfgang Methling (Rostock), 1. Stell-
vertretender Vorsitzender und von 
1998 bis 2006 Umweltminister von 
M-V, erläuterte die Aufgaben des am 
27. Mai 2015 in Witzin bei Crivitz ge-

gründeten gemeinnützigen Vereins. 
Seine Wirkungsbereiche sind die 
Förderung von Kultur und Nieder-
deutsch, von Landes-, Regional- und 
Lokalgeschichte, eingebettet in eine 
nationale und europäische Dimensi-
on. „Wir verstehen unter Heimat die 
konkrete, soziale, kulturelle und na-
türliche Umwelt, in die die Bürger hi-
neinwachsen oder hineinkommen, 
die ihnen besonders vertraut ist oder 
zu der sie eine Vertrautheit und en-
ge Bindung aufbauen wollen“, sagte 
Prof. Methling.� ric

Anspruchsvolle Aufgaben auch für 2018 
Wie jedes Jahr im Herbst: Mitgliederversammlung im Trend-Hotel in Banzkow

Eine rege Diskussion bestimmte den 
Ablauf der jährlich im Herbst statt-
findenden Mitgliederversammlung 
des Landesseniorenbeirats, eben-
falls im Trend-Hotel in Banzkow. Den 
Rechenschaftsbericht des Vorstands 
legte dessen Vorsitzender Bernd Ro-
senheinrich vor. Aus seinen Darle-
gungen wurde deutlich, wie vielfältig 
und umfangreich die Arbeit der ein-
zelnen Mitglieder ist. Hervorgehoben 
wurde, dass die guten Ergebnisse nur 
durch das Engagement Aller erreicht 
werden konnten.
In der anschließenden Diskussion be-
stätigten die Redner den Inhalt des 
Berichts und zeigten die zahlreichen 
Möglichkeiten auf, die sich aus der 
ehrenamtlichen Arbeit innerhalb des 
bürgerlichen Engagements ergeben. 
Auch der Arbeitsplan für 2018 ist ge-
prägt von anspruchsvollen Aufgaben, 
die es nun mit Leben zu erfüllen gilt. 
Den Finanzbericht für das Jahr 2016 
gab die Schatzmeisterin Karin Lechner, 
gleichzeitig legte sie den Haushalts-
plan für 2018 vor. Danach teilte Kas-
senprüfer Günter Schult mit, dass bei 

allen Belegen und Buchungen keine 
Fehler bzw. Unachtsamkeiten festge-
stellt wurden. Durch die Zustimmung 
der Mitglieder wurde der Vorstand für 
das Berichtsjahr 2016 entlastet. Ein 

weiterer Höhepunkt war die Wahl des 
Vorstands und der Kassenprüfer, sie 
sowie der Arbeitsplan 2018 werden 
auf den Seiten 6, 9 und 10 vorgestellt.
� Jürgen Lorenz, Schatzmeister

Der neu gewählte Vorstand (v. l. n. r.): Karin Lechner, Siegfried Schwinn, Brigitte Sei-
fert, Ilona Mundt-Schalk, Bernd Rosenheinrich, Monika Schmidt und Jürgen Lorenz

Wer die Posaune der Trübsal bläst, überhört die kleine Flöte der Freude.
Don Bosco, ital. Jugenderzieher (1815-1888)
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Vorstandswahlen 2017 
Am 11. Oktober 2017 

wählte die Mitgliederversammlung 
den neuen Vorstand des 

Landesseniorenbeirats M-V e.V. 

Vorsitzender 
Bernd Rosenheinrich
Mühlentwiete 13
19059 Schwerin
Tel.: 0385 - 2181910
E-Mail: bernd@rosenheinrich-sn.de

Stellv. Vorsitzende
Brigitte Seifert
Lindenstraße 14
17309 Dargitz
Tel.: 03976 - 238214
E-Mail: hdbg@volkssolidaritaet.de

Beisitzerin
Karin Lechner
Bürgermeister-Haupt-Straße 67
23699 Wismar
Tel.: 03841 - 763992
E-Mail: karinlechner@web.de

Stellv. Vorsitzender
Siegfried Schwinn
Mecklenburgstraße 95
19053 Schwerin
Tel.: 0385 - 3976456
E-Mail: sschwinn42@aol.com

Beisitzerin
Monika Schmidt
Antwerpener Straße 21
18109 Rostock
Tel.: 0381 - 77878471
E-Mail: mschmidt183560@gmx.de

Schatzmeister
Jürgen Lorenz
Rostocker Chaussee 64
18273 Güstrow
Tel.: 03843 - 214729
E-Mail: lorenzjuergen@arcor.de

Beisitzerin
Ilona Mundt-Schalk
über Büro für Chancengleichheit
Putlitzer Straße 25 / 19370 Parchim
Tel.: 03871 - 7221605
E-Mail: anett.nuklies@kreis-lup.de

Dr. Helmut Kreuzer
Speicherstraße 25
19055 Schwerin

Brigitta Hilscher
Fasanenweg 22 

23946 Boltenhagen

Peter Lundershausen
Friedländer-Str. 18

17033 Neubrandenburg

Als Kassenprüfer wurden gewählt:
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Zehn Gemeinden machten das Rennen 
Wettbewerb „Seniorenfreundliche Kommune“ stärkt den sozialen Zusammenhalt 

Zum vierten Mal – nach 2007, 2010 
und 2014 – hatten in diesem Jahr das 
Ministerium für Soziales, Integration 
und Gleichstellung sowie der Landes-
seniorenbeirat M-V den Wettbewerb 
„Seniorenfreundliche Kommune in 
Mecklenburg-Vorpommern“ ausge-
lobt. 20 Kommunen nahmen daran 
teil, zehn wurden geehrt. 
Umrahmt vom Bläserquintett des Lan-
despolizeiorchesters, fand die Aus-
zeichnung durch Ministerin Stefanie 
Drese und den Vorsitzenden des Lan-
desseniorenbeirats Bernd Rosenhein-
rich Anfang November auf einer ge-
meinsamen Festveranstaltung in den 
Schweriner „Ritterstuben“ statt. „Mit 
dem Wettbewerb wollen wir die Städ-
te und Gemeinden sensibilisieren, sich 
mit der demografischen Entwicklung 
und der damit verbundenen Tatsache, 
dass es immer mehr ältere Menschen 
in unserem Land gibt, auseinander-
zusetzen“, betonte die Ministerin. Ge-

würdigt würden Beispiele, die zeigen, 
dass der demografische Wandel posi-
tiv gestaltet werden könne und den 
sozialen Zusammenhalt vor Ort stär-
ke. „Unser Land wäre ohne unsere älte-
ren Menschen, ohne ihr Engagement 
und ihre Erfahrungen um Vieles ärmer. 
Viele Seniorinnen und Senioren leis-
ten bis ins hohe Alter einen unschätz-
baren und wichtigen Beitrag für unser 
Gemeinwohl.“
In seiner Begrüßung hatte LSB-Vorsit-
zender Bernd Rosenheinrich hervorge-
hoben: „Bei allen Preisträgern sind die 
Grundlage des Erfolgs hervorragend 
arbeitende Seniorenbeiräte und eine 
gut funktionierende Zusammenarbeit 
mit der jeweiligen Verwaltung, oftmals 
mit den Bürgermeistern persönlich, 
sowie mit den gewählten Gemeinde- 
oder Stadtvertretern.“ Besonders er-
wähnenswert sei die enge Zusammen-
arbeit der Vereine und Verbände und 
Seniorenorganisationen in diesen Bei-

räten, echte Netzwerke mit gleichen 
Zielen im Interesse ihrer älteren Mit-
bürger. „Die hier anwesenden Vertreter 
der kommunalen Beiräte haben durch 
ihre verantwortungsbewusste Arbeit 
bewiesen, dass das Vertrauen der Lan-
desregierung in die Senioren des Lan-
des mit Verabschiedung des Senio-
renmitwirkungsgesetzes im Jahr 2010 
nicht unbegründet war.“
Bewertungskriterien des Wettbe-
werbs waren: Kommunale Strategien, 
Wohnen im Alter, seniorengerechte 
Infrastruktur sowie Partizipation und 
bürgerschaftliches Engagement. Die 
Ausschreibung erfolgte in drei Kate-
gorien: bis 2.000; 2.001 bis 8.000 so-
wie über 8.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner. Zur Bewertung wurde ei-
ne Jury berufen, die aus Vertreterin-
nen und Vertretern des Landessenio-
renbeirats, des Landesrings des Deut-

Fortsetzung auf Seite 8
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schen Seniorenrings, des Städte- und 
Gemeindetages sowie des Sozialmi-
nisteriums bestand.
In der Kategorie bis 2.000 Einwohner 
ging der erste Platz an die Gemein-
de Lohmen im Landkreis Rostock, 
der zweite an das Ostseebad Wust-
row auf dem Fischland und der drit-
te Platz nach Warsow bei Schwerin. 
In der Kategorie bis 8.000 Einwoh-
ner belegte Sternberg den ersten 
Platz, der zweite Platz ging nach Sani-
tz im Landkreis Rostock und der drit-
te Platz an die Gemeinde Ostseebad 
Insel Poel. Bei den Kommunen mit 
mehr als 8.000 Einwohnern errang 
Stralsund den ersten Platz, es folgten 
Greifswald und Bad Doberan. Außer-
dem vergab die Jury einen Innovati-
onspreis an die Gemeinde Bentwisch 
im Landkreis Rostock. 
Die ersten Plätze sind mit jeweils 2.000 
Euro dotiert, die zweiten sowie der 
Sonderpreis mit jeweils 1.000 und die 
dritten Plätze mit jeweils 500 Euro.
Die Festveranstaltung in der Landes-

hauptstadt nutzte die Gemeinde Ben-
twisch, sich mit ihrem im vergange-
nen Jahr fertiggestellten „Börgerhus 
Bentwisch“ und dem „Bürgergarten“ 
vorzustellen. In dem Ort nahe Rostock 
wird die Kommunalpolitik seit mehr 
als 25 Jahren maßgeblich von Seni-
orinnen und Senioren getragen: Alle 
vier „Nachwende“-Bürgermeister wa-
ren oder sind im Seniorenalter, und in 
der gegenwärtigen Gemeindevertre-
tung haben fünf der zwölf Abgeordne-
ten die 65 erreicht. Im „Börgerhus“ sind 
16 alters- und weitgehend auch behin-
dertengerecht gestaltete Zwei-Raum-
Wohnungen entstanden. Vor kurzem 
entstand ein Mehrgenerationenspiel-

platz, und der „Bürgergarten“ setzt Gar-
tentherapie in der Altenhilfe in die Pra-
xis um. „Regelmäßige körperliche Akti-
vität an der frischen Luft, die intensive 
Beziehung zu den Prozessen von Wer-
den, Wachsen, Reifen und Vergehen 
stärken Körper und Psyche“, meint der 
Rostocker Gärtner und Landschaftsar-
chitekt Dipl.-Ing. Thomas Henschel, der 
den Garten gestaltete. „Viele Demenz-
patienten reagieren mit allen Sinnen 
auf Garten, Pflanze und Erde.“ Bürger-
meisterin Susanne Strübing ergänzt: 
„Wohnen und Gewerbe haben bei uns 
zu einer Einheit gefunden.“

Vertreter der Seniorenorganisationen 
in unserem Bundesland bereiten ge-
genwärtig in drei Arbeitsgruppen ge-
meinsam das 10. Altenparlament vor, 
das am 6. Juni 2018 im neuen Ple-
narsaal des Landtags stattfinden soll. 
Die Themen sind: „Daseinsvorsorge 
im ländlichen Raum – Entwicklung 
des ländlichen Raums“, „Prävention 
– Sport und Gesundheit“ und „Erhö-
hung der Medienkompetenz Älterer“. 

ric

Fortsetzung von Seite 7
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Arbeitsplan 
des Landesseniorenbeirats M-V e. V. für das Jahr 2018

Grundlage des Arbeitsplans des 
Landesseniorenbeirats M-V ist das 
Gesetz zur Stärkung der Mitwir-
kung der Seniorinnen und Seni-
oren am gesellschaftlichen Leben 
in Mecklenburg-Vorpommern (Se-
niorenmitwirkungsgesetz M-V - 
SenMitwG M-V) vom 26. Juli 2010. 
Für das Jahr 2018 stellen wir uns 
folgende Aufgaben: 

1. Konsultationen mit den Frakti-
onen der demokratischen Parteien 
des Landtags zu gesellschaftlichen 
Themen, wie z.B. die Umsetzung der 
Beschlüsse des 9. Altenparlaments, 
die Vorbereitung und Durchführung 
des 10. Altenparlaments, die Umset-
zung der Handlungsempfehlungen 
der Enquetekommission und die 
Teilnahme an Anhörungen der 
Landtagsausschüsse zu Gesetzent-
würfen und Sachthemen.

2. Leitung des Organisationskomi-
tees zur Vorbereitung und Durch-
führung des 10. Altenparlaments 
M-V am 6. Juni 2018 durch Mitwir-
kung in den Arbeitsgruppen zur Er-
arbeitung der Leitanträge und maß-
geblicher Mitarbeit des LSB M-V e.V. 
bei organisatorischen Aufgaben in 
Abstimmung mit der Landtagsver-
waltung.

3. Regelmäßige Konsultationen mit 
den zuständigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Staatskanz-
lei M-V und den Ministerien in M-V, 
insbesondere dem Ministerium für 
Soziales, Integration und Gleich-
stellung M-V, Erarbeiten von Stel-
lungnahmen und Empfehlungen 
zu Gesetzentwürfen und dem Er-
lass von Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften, Program-

men und Plänen zur Gestaltung der 
Seniorenpolitik sowie der Wirksam-
keit des SenMitwG.

4. Unterstützung der Seniorenbei-
räte bei der Organisation der Arbeit in 
den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten und Kommunen sowie bei der Bil-
dung weiterer Seniorenbeiräte in den 
Kommunen und die Erfassung vorhan-
dener Beiräte. Durchführung von ge-
meinsamen Arbeitsberatungen und 
Erfahrungsaustauschen mit kommu-
nalen Seniorenbeiräten.

5. Durchführung von thematischen 
Regionalkonferenzen und zweitä-
gigen Weiterbildungsveranstaltungen 
zu seniorenpolitischen Themen und 
Beförderung des Generationendia-
logs auf Landesebene und Förderung 
des Erfahrungsaustausches der Mit-
glieder untereinander.

6. Fortsetzung der erfolgreichen Zu-
sammenarbeit mit den Kooperations-
partnern des Landesseniorenbeirats 
M-V auf Landesebene auf der Grund-
lage des gemeinsamen Positionspa-
piers vom März 2004 und Gewinnung 
neuer Partner

7. Fortführung des Generationendi-
alogs gemeinsam mit dem Landes-
jugendring M-V in den Landkreisen 
und Kommunen.

8. Mitwirkung am Prozess zur Wei-
terentwicklung der Demografiestra-
tegie des Landes sowie im Beirat zur 
Umsetzung des Geriatrieplans (Geri-
atrie: Altersheilkunde).

9. Mitarbeit bei der Erarbeitung von 
Stadt- und Kreisentwicklungskon-
zepten durch die kommunalen Bei-

räte zur Berücksichtigung senio-
renpolitischer Forderungen auf der 
Grundlage der Ergebnisse der Ar-
beit der Enquetekommission „Älter 
werden in M-V“.

10. Bildung/Neubildung von Ar-
beitsgruppen im Landessenioren-
beirat nach den Vorstandswahlen zu
• Gesundheit/Pflege
• �Bildung/Kultur/Senioren- und 

Rehasport
• �Förderung der Medienkompetenz 

Älterer
• �Recht/Erarbeitung von Stellung-

nahmen zu Gesetzen und Verord-
nungen

durch die Gewinnung von Arbeits-
gruppenleitern.

11.	Aktivitäten zur Verbesserung 
der Sicherheit von Senioren durch:
- �Mitarbeit in und Leitung der AG 

„Seniorensicherheit“ des Landes-
rats für Kriminalitätsvorbeugung 
in Mecklenburg-Vorpommern auf 
dem Gebiet der inneren Sicher-
heit und Verkehrssicherheit und im 
Vorstand des Landesrats für Krimi-
nalitätsvorbeugung.

- �halbjährlichen Gedankenaustausch 
der Mitglieder der AG „Wohnen und 
Seniorensicherheit“ des LSB und 
Aufbau eines Netzwerks unter Ein-
beziehung weiterer regionaler Part-
ner.

- �Fortführung des erfolgreichen Pro-
jekts „Seniorensicherheitsberater“ 
mit pensionierten Polizeibeamten 
gemeinsam mit dem Landeskrimi-
nalamt, den Polizeipräsidien und 
Kreispräventionsräten.

Fortsetzung auf Seite 10
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Es geht um die ehrenamtliche und 
kostenfreie Beratung von Vereinen, 
Verbänden und Seniorengruppen in 
M-V. Man liest es mindestens einmal 
im Monat in der Zeitung mit groß-
er Überschrift: Wieder einmal ein „En-
keltrick gelungen“. Aufgrund unzurei-
chender Vorsichtsmaßnahmen und 
des großen Vertrauens werden ältere 
Leute gar nicht selten Opfer von Die-
ben und Betrügern. Um diesen Fällen 
vorzubeugen, gibt es die Senioren-
Sicherheitsberater. Diese bieten inte-
ressante, kurzweilige Vorträge an, die 
zur Handlungssicherheit von Senioren 
führen und der Reduzierung von Straf-
taten und Verkehrsunfällen führen sol-

len. Vor allem soll das Sicherheitsge-
fühl der älteren Menschen gestärkt 
werden.
Es gibt drei Themen für Vorträge:
„Seniorensicherheit im Alltag“: Wie 
verhält man sich an der Haustür, Ta-
schendiebstahl, Gewinnbenachrichti-
gungen, Schutz vor Einbruch in Haus 
und Wohnung.
„Senioren im Straßenverkehr – aber si-
cher“: Senioren als Fußgänger, Kraft-
fahrer, Radfahrer und Nutzer des öf-
fentlichen Nahverkehrs.
„Senioren im Internet – aber sicher“: 
Sicherheit im Internet, kommunizie-
ren mit E-Mail, einkaufen und bezah-
len im Netz.

Aufgrund vieler wiederkehrender 
Vorfälle hat die Landespolizei M-V und 
der Landesseniorenbeirat das Präventi-
onsobjekt „Seniorensicherheitsberater 
MV“ ins Leben gerufen. Pensionierte 
Polizeibeamte übernehmen als Seni-
oren-Sicherheitsberater ehrenamtlich 
schon seit 2015 die Präventionsarbeit 
mit Senioren. Sie halten Vorträge und 
führen Beratungsgespräche durch.
Wenn wir Ihr Interesse geweckt ha-
ben, wenden Sie sich bitte an die Ge-
schäftsstellenleiterin des Landesse-
niorenbeirats, Anett Müller. Sie gibt 
Ihnen gern Auskunft. Zu erreichen ist 
sie unter Telefon: 0385-5 55 79 70.

Siegfried Schwinn

Wortmeldung: 

Enkeltrick – nein danke!

12. Neubesetzung und Mitarbeit in 
folgenden Gremien: 
- Landespflegeausschuss 
- �Verbraucherschutz im Justiz- und 

Landwirtschaftsministerium
- �Strategiegruppe III Gesundes 

Alter(n) des Kuratoriums Gesund-
heitswirtschaft des Landes M-V 

- Verkehrssicherheitskommission 
- VMV-Konferenzen
- �Projekt: Kontrolle Verbraucher-

freundlichkeit von Pflegeheimen 
durch Heimaufsicht e.V.	

- �Landeskoordinierungsgruppe 
„bürgerschaftliches Engagement“ 

- �Medienkompetenz-Netzwerk Me-
dienaktiv M-V

- �Aktionsbündniss für Gesundheit 
Mecklenburg-Vorpommern

- �Forum Ländliche Entwicklung und 
Demografie“

- �Kuratorium der Ehrenamtsstiftung 
M-V

13. Unsere Mitgliedschaft in der BAG 
LSV nutzen wir, um seniorenpolitische 

Themen gemeinsam auf die Tagesord-
nung der Politik auf der Bundesebe-
ne zu setzen und uns für deren Durch-
setzung um Mehrheiten zu bemühen. 
Weiterführung von Erfahrungsaus-
tauschen mit Landesseniorenvertre-
tungen und Schaffung von Netzwer-
ken mit gemeinsamen Interessen.

14. Aktive Mitarbeit in der Regional-
konferenz der Landesseniorenvertre-
tungen der ostdeutschen Länder, um 
spezifisch ostdeutsche Themen zu ar-
tikulieren.

15. Unterstützung der Projektarbeit 
von Senior-Trainern durch die Senio-
renbeiräte der Kommunen, der Land-
kreise und der kreisfreien Städte. 

16. Ausbau der Beziehungen zu wei-
teren Initiativen, Netzwerken, Verbän-
den und Vereinen in M-V (Europäisches 
Integrationszentrum, Landesarmuts-
konferenz, Behindertenverband) und 
bundesweiten Initiativen, Netzwer-
ken, Verbänden und Vereinen (BAGSO, 
Nationale Armutskonferenz usw.).

17. Mitarbeit in der LAG Vorberei-
tung und Durchführung von Eh-
renamtsmessen in M-V beim Deut-
schen Roten Kreuz Landesverband 
bzw. den Landkreisen.

18.	Mitwirkung bei der Organisati-
on und Durchführung der 4. Landes-
seniorentage in M-V“.

19. Weiterentwicklung der Öffent-
lichkeitsarbeit für Seniorenpolitik 
durch
• Kontakt zu den Medien
• �Neuauflage der Herausgabe eines 

Newsletters zu aktuellen Themen 
der Seniorenpolitik aus Europa, 
Bund und Ländern 

• �Vierteljährliche Herausgabe des „Se-
niorenkuriers“, Einordnung stän-
diger Themen, wie Seniorensicher-
heit, Ernährung, Pflegestützpunkte, 
Verbraucherschutz

• �Neugestaltung und Pflege der 
Homepage

� Banzkow, 11.10.2017

Fortsetzung von Seite 9
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Vor kurzem erhielten wir die Nachricht, 
dass Barbara Grimm aus Stralsund, Vor-
standsmitglied und Schriftführerin im Lan-
desseniorenbeirat Mecklenburg-Vorpom-
mern von 2005 bis 2009, am 6. Oktober im 
Alter von 76 Jahren gestorben ist. In der 
Hansestadt hatte sie 1993 den Senioren-
beirat mit begründet und gehörte ihm vie-
le Jahre als Vorstandsmitglied an. Sie war 
sehr aktiv für die Arbeitsgemeinschaft So-
ziales und Gesundheit tätig, teilte uns Riko Busch vom 
gegenwärtigen Seniorenbeirat mit. Außerdem wirkte sie 
als Delegierte im Regionalzentrum Stralsund der Caritas 
Vorpommern.
Brigitte Paetow, langjährige LSB-Vorsitzende und heuti-
ges Ehrenmitglied, erinnert sich: „Obwohl unsere offiziel-
le Zusammenarbeit schon 2009 endete, hatten wir noch 
weiterhin persönlichen Kontakt, der jedoch auf Grund 
ihrer fortschreitenden Krankheit immer seltener wurde. 

In ihrer letzten E-Mail, das war im Sommer 
2015, schrieb sie, dass sie unter der schon 
deutlich bemerkbaren Hilfebedürftigkeit 
litt, ihre Gedanken aber trotzdem immer 
noch mit der ehrenamtlichen Seniorenpo-
litik verbunden waren. Sich engagieren, für 
ein Ziel kämpfen und nicht aufgeben – das 
bewies sie in der Vorstandsarbeit als Pro-
tokollantin, bei der Mitwirkung in Alten-
parlamenten, bei der organisatorischen 

Vorbereitung von Regionalkonferenzen in der Region 
Stralsund sowie bei der Durchführung von Workshops 
mit von Armut betroffenen Senioren. Dadurch erwies sie 
sich als wertvolle Stütze in der Arbeit unseres Vorstands.
Ihre Aufforderung: „Kämpft weiter – es lohnt sich!“ als Re-
sümee ihres engagierten Lebens ist mir und uns weiter-
hin Ansporn und Verpflichtung, daran mitzuwirken, das 
Alt- und Älterwerden in Würde in unserem Bundesland 
weiterhin auszugestalten.“

Abschied von Barbara Grimm

Aus der Geschäftsstelle des Landesseniorenbeirats
Arbeitsberatungen im ersten Quartal 2018: 9. Januar, 6. Februar und 13. März

Regionalkonferenzen: 21. März in Rostock, 28. März in Greifswald mit Justizministerin Katy Hoffmeister
Kooperationstreffen: 5. März

Das Periodikum Informationen zur 
politischen Bildung, das von der 
Bundeszentrale für politische Bil-
dung (bpb) in Bonn herausgegeben 
wird, definiert in Heft 333 – 2/2017 
den Begriff „Seniorenbeirat“ so:
Seniorenbeiräte gehören zu den frei-
willigen Einrichtungen von Kom-
munen. Die darin wirkenden Per-
sonen werden entweder von den 
Seniorinnen und Senioren einer 
Kommune gewählt, von Politik und 
Verwaltung ernannt oder von Seni-
orenorganisationen delegiert. Seni-

orenbeiräte vertreten die Interessen 
von Menschen ab 60 Jahren gegen-
über Politik und Verwaltung – leisten 
darüber hinaus aber noch wesentlich 
mehr, indem sie beispielsweise an so 
genannten Altenplänen mitwirken, 
also kommunale Hilfen für alte Men-
schen entwerfen oder die Trägerschaft 
für Seniorenbegegnungsstätten ein-
nehmen.
Die inhaltlichen Schwerpunkte von 
Seniorenbeiräten sind weit gefächert. 
Sie setzen sich ein für die Verbesse-
rung des Hilfesystems (Pflege und Be-

ratung), aber auch für Barrierefreiheit 
in der Gemeinde, für die Erhöhung 
der Aufenthaltsqualität öffentlicher 
Räume und Wege (z. B. durch Sitzge-
legenheiten oder Fitness- und Bewe-
gungsangebote) oder für Verkehrs-
beruhigung. Ihr Engagement gilt 
ebenso der Verbesserung von Infra-
struktur, also von Geschäften, Arzt-
praxen, Apotheken, Banken oder des 
ÖPNV, und kommt daher nicht nur 
Senioren zu Gute, sondern insbeson-
dere auch Menschen mit Behinde-
rungen oder Kindern. � n

Seniorenbeiräte: Breit gefächerte Aufgaben
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Dieser Tage hat Sozialministerin Ste-
fanie Drese auf der Arbeits- und Sozi-
alministerkonferenz des Bundes und 
der Länder in Potsdam einen Antrag 
für einen bundesweit einheitlichen 
Pflegemindestlohn eingebracht. 
Grund dafür ist die Festschreibung 
regionaler Differenzierungen in der 
Pflegebranche bis 2020. Auf Empfeh-
lung der Pflegekommission des Bun-
des soll hier der Mindestlohn in den 

nächsten drei Jahren von bisher 10,20 
schrittweise auf 11,35 im Westen und 
von 9,50 auf 10,85 Euro im Osten stei-
gen. Damit würde sich der Lohnun-
terschied zwischen Ost und West le-
diglich von 70 auf 50 Cent verringern.
Drese: „Ich halte die Festschreibung 
unterschiedlicher Mindestlohnsätze 
in Ost und West im Pflegebereich bis 
2020 für nicht akzeptabel. Das ist 30 
Jahre nach der Einheit den Menschen 

im Osten einfach nicht mehr vermit-
telbar. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in ambulanten, teilstationä-
ren oder stationären Einrichtungen 
leisten tagtäglich eine körperlich und 
psychisch belastende, professionel-
le und verantwortungsvolle Arbeit 
– egal, ob in Mecklenburg-Vorpom-
mern oder Bayern. Ich will das nicht 
hinnehmen!“
� n

Seit 2002 wurden in Mecklenburg-Vor-
pommern über 600 seniorTrainerinnen 
und seniorTrainer ausgebildet und qua-
lifiziert. Auf diese beeindruckende Zahl 
wies Ministerin Stefanie Drese auf der 
Festveranstaltung zum 15-jährigen Be-
stehen der Senior-Trainerausbildung 
im Mecklenburgischen Staatstheater 
Schwerin hin. Sie begann mit einem 
Modellprojekt „Erfahrungswissen für 
Initiativen“, das vom Bundesministeri-
um für Familien und Senioren initiiert 
worden war, und fand ihre Fortsetzung 

in modifizierter Form als Landesprojekt 
„Weiterbildung älterer Menschen für 
bürgerschaftliches Engagement als se-
niorTrainer/in“. 
Besondere Verdienste erwarb sich da-
bei Helga Bomplitz vom Landesring des 
Deutschen Seniorenrings e. V. „Ihrem 
hohen persönlichen Engagement ist es 
zu verdanken, dass das Projekt in unse-
rem Land zu einem Erfolgsprojekt ge-
worden ist und auch über die Landes-
grenzen hinaus Anerkennung erfährt“, 
sagte Ministerin Drese. „Es geht darum, 

Seniorinnen und Senioren so auszubil-
den, dass sie danach Initiativen, Verei-
ne, Gruppen und Projekte unterstützen, 
beraten und begleiten können.“ 
Für die Begleitung und Anleitung ste-
hen sieben Agenturen (Universität 
– Rostocker Seniorenakademie, Se-
niorenbüro Schwerin, Seniorenbüro 
Neubrandenburg, Greifswald Bürger-
hafen, Mehrgenerationenhaus Stral-
sund, Familienzentrum Neustrelitz e. V. 
und Mehrgenerationenhaus Torgelow) 
zur Verfügung. � n

Immer noch 50 Cent weniger 
Gleicher Pflegemindestlohn muss in ganz Deutschland gelten

Im Bundesvergleich beispielgebend 
seniorTrainerinnen und -trainer sind ein großer Gewinn für unsere Gesellschaft 

Sozialministerin Drese hob kürzlich 
die Bedeutung der Mehrgeneratio-
nenhäuser als Informations- und Be-
ratungszentrum und als Treffpunkt für 
Menschen aller Generationen hervor. 
Anlässlich ihres Besuchs zum zehnjäh-
rigen Bestehen des Mehrgeneratio-
nenhauses Schwerin betonte sie: „Sie 
stehen vor allem Familien, aber auch 
Zugewanderten und Senioren un-
kompliziert und unbürokratisch mit 
Rat und Tat zur Seite. Mecklenburg-
Vorpommern verfügt bereits über 25 

Mehrgenerationenhäuser, die sich fest 
etabliert haben.“
Das Haus Schwerin ist, in Trägerschaft 
des Internationalen Bundes, Anlaufstel-
le für Bürgerinnen und Bürger der ge-
samten Stadt, besonders aber aus den 
Stadtteilen Mueßer Holz und Neu Zip-
pendorf. „Es fördert den Dialog und die 
Bürgerbeteiligung und stärkt damit den 
sozialen Zusammenhalt der Menschen 
vor Ort“, so die Ministerin. 14 ständige 
Angebotsgruppen werden von ehren-
amtlich Tätigen begleitet – darunter der 

Offene Treff, ein Seniorenclub, Krabbel-
gruppen oder Hausaufgabenhilfen. Ein 
weiterer Schwerpunkt des Hauses liegt 
in der Arbeit mit Migrantinnen und Mi-
granten. „Wir erleben in Schwerin eine 
lebendige Vernetzung mit weiteren Ak-
teuren in der Stadt, wie Verbänden oder 
Kultur- und Bildungseinrichtungen. Da-
bei entstehen Synergien.“ 
Durch das am 1. Januar 2017 gestartete 
neue Bundesprogramm können Mehr-
generationenhäuser bis 2020 jährlich 
40.000 Euro Förderung erhalten. � n

Zusammenhalt der Menschen vor Ort  
Zehn Jahre Mehrgenerationshaus in Schwerin / Sozialministerin Gast beim Jubiläum
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Sozialministerin Drese besuchte kürz-
lich in Rostock den „Unternehmertag 
Pflege 2017“ Mecklenburg-Vorpom-
mern des Bundesverbands Ambu-
lante Dienste und Stationäre Einrich-
tungen. Dabei sprach sie sich für eine 
Attraktivitätssteigerung des Pflege-
berufs und eine Stärkung der Pflege 
in unserem Bundesland aus, wobei 
sie auf Reformen im Dritten Pflege-
stärkungsgesetz und im Landespfle-
gegesetz verwies. Ende 2015 waren 

hier über 79.000 Personen pflegebe-
dürftig – 6700 mehr als noch zwei 
Jahre zuvor, Tendenz: weiter stei-
gend. „Dem Wunsch der meisten Pfle-
gebedürftigen, so lange wie möglich 
in ihrer gewohnten Umgebung zu 
bleiben, folgen wir in Mecklenburg-
Vorpommern mit unserem Grundsatz 
Ambulant vor stationär“, so Drese. 
Daher setze das Land auf die weitere 
Stärkung der häuslichen, ambulanten 
und teilstationären Pflege, u.a. durch 

weitere Pflegestützpunkte mit Bera-
tung und Hilfsangeboten für Pflege-
bedürftige und Angehörige.
Die Ministerin appellierte an die Un-
ternehmen: „Wir brauchen höhe-
re Löhne und attraktivere Arbeits-
bedingungen für die Pflegekräfte in 
unserem Land.“ Gerade in Mecklen-
burg-Vorpommern würden viele Ab-
solventen nach ihrer erfolgreichen 
Ausbildung in andere Bundesländer 
abwandern. � n

Auf der Mitgliederversammlung des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands als 
einem der sechs Spitzenverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege in M-V hob 
Sozialministerin Drese hervor: „Wir 
stehen gemeinsam für einen starken 
und leistungsfähigen Sozialstaat so-
wie für eine gute und funktionieren-
de Kinder-, Jugend-, Behinderten- 
und Altenhilfe. Das möchte ich mit 
Blick auf bestimmte politische Kräfte 

im Land, die die freie Wohlfahrtspfle-
ge pauschal attackieren und unter 
Generalverdacht der Kungelei stellen, 
ausdrücklich betonen.“ Die Ministerin 
sagte zu, auch in Zukunft für eine ver-
lässliche Finanzierung der Leistun-
gen in der Wohlfahrtspflege durch 
das Land zu sorgen. „Wo Verbesse-
rungsbedarf identifiziert worden ist, 
muss gehandelt werden.“
Als vordringlichstes Thema der 

nächsten Jahre bezeichnete die So-
zialministerin die Sicherung des 
Fachkräftebedarfs im Sozial- und Bil-
dungsbereich. Dazu gehörten die 
schulgeldfreie Ausbildung, eine bes-
sere Vergütung und flexible Arbeits-
zeitmodelle in der sozialen Arbeit. 
„Wir brauchen hier mehr Wertschät-
zung, entschlossenes Handeln und 
den Mut, neue Wege zu gehen.“
� n

Vor kurzem überreichte Sozialminis-
terin Drese in Schwerin die diesjähri-
gen Preise für hervorragende Projek-
te in der Altenpflege, die gemeinsam 
vom Landespflegeausschuss und So-
zialministerium vergeben werden, 
an drei nominierte Einrichtungen 
aus unserem Bundesland. „Wir wol-
len damit die Leistungen in der Öf-

fentlichkeit positiv hervorheben und 
einen Beitrag leisten, qualifizierten 
Nachwuchs zu gewinnen“, sagte sie. 
Die Preisträger sind: SOZIUS Pflege- 
und Betreuungsdienste gGmbH aus 
Schwerin („Azubitage – Selbständig-
keit fördern und Anerkennung stär-
ken“), Volkssolidarität Greifswald-
Ostvorpommern („Seniorenresidenz 

und Aktivzentrum Boddenhus“) und 
Verein Südhus Leben e. V. Rostock 
(„Begleitung von sterbenden Bewoh-
nern“) 
Der Verleihung vorausgegangen war 
eine öffentliche Ausschreibung. 14 
Bewerbungen zu verschiedenen The-
menbereichen wurden eingereicht. 
� n

Höhere Löhne und attraktivere Arbeitsbedingungen 
Appell an die ambulanten Dienste und stationären Einrichtungen

Wichtig und unverzichtbar in der sozialen Arbeit 
Wertschätzung des Paritätischen Wohlfahrtsverbands durch die Sozialministerin

Altenpflegepreis dreimal vergeben 
Öffentliche Ausschreibung erbrachte 14 Bewerbungen

Geld ist das Brecheisen der Macht.
Friedrich Wilhelm Nietzsche (1844-1900), deutscher Philösoph
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Ministerpräsidentin Manuela Schwe-
sig hat die Arbeit der Stiftung für Eh-
renamt und bürgerschaftliches Enga-
gement in Mecklenburg-Vorpommern 
als Erfolg gewertet. „Die Ehrenamtsstif-
tung ist schon jetzt, nach gut zwei Jah-
ren, nicht mehr wegzudenken“, sagte 
sie vor den Mitgliedern des Kuratori-
ums, das zu seiner vierten Sitzung im 
Erzbischöflichen Amt Schwerin 
zusammen kam. Zuvor hatte 
der Stiftungsrat getagt, des-
sen Vorsitzende Schwesig als 
Ministerpräsidentin ist.
Sie könne sich noch sehr 
gut an ihren ersten Termin als neue 
Ministerpräsidentin des Landes erin-
nern, sagte sie. Dies sei Anfang Juli die 

Übergabe des 1000. Förderbescheids 
der Stiftung an den Stralsunder Tradi-
tionsverein gewesen. „Die beeindru-
ckend große Zahl an erfolgreichen 

Projekten zeigt, dass es sehr viel eh-
renamtliches Engagement in Meck-
lenburg-Vorpommern gibt. Das müs-
sen wir alle gemeinsam unterstützen.“ 

Mecklenburg-Vorpommern habe mit 
der Gründung der Stiftung eine Vor-
reiterrolle übernommen. Andere Län-
der zögen jetzt nach. So wolle Bayern 
2018 ebenfalls eine Ehrenamtsstif-
tung ins Leben rufen. 
Ihr selbst sei die Stiftung ebenso wie 
ihrem Vorgänger im Amt, Erwin Sel-
lering, „ein Herzensanliegen“, betonte 
die Ministerpräsidentin. Sie hoffe, dass 
die neue Bundesregierung die Grün-
dung einer bundesweiten Ehrenamts-
stiftung in Angriff nehme. In diesem 
Jahr förderte die Ehrenamtsstiftung 
im gesamten Land mehr als 400 Pro-
jekte sowohl finanziell als auch durch 
Beratung, Weiterbildung, Vernetzung 
und Öffentlichkeitsarbeit. � n

Die Digitalisierung im Gesundheits-
wesen hat sich in den letzten Jahren 
rasant weiterentwickelt, und Online-
Informationen und mobile Anwen-
dungen spielen eine wachsende Rol-
le. Zusammen mit diesen Änderungen 
werden Fähigkeiten zur Suche, Aus-
wahl, Bewertung und Anwendung 
von Online-Gesundheitsinformatio-
nen und gesundheitsbezogenen digi-
talen Anwendungen immer wichtiger 
für die Bürger. Diese Fähigkeiten wer-
den als „digitale Gesundheitskompe-
tenz“ bezeichnet. Durch die Digitalisie-
rung droht nun eine „digitale Kluft“ zu 
entstehen, und es werden diejenigen 
benachteiligt, die die oben genann-
ten Kompetenzen nicht besitzen. Die-
se Hürden durch Kompetenzentwick-
lung abzubauen ist Ziel des Projekts 
IC-Health.
Mit ihm soll eine Reihe kostenloser On-
line-Kurse zur Verbesserung der digi-
talen Gesundheitskompetenz der eu-
ropäischen Bürger entwickelt werden. 

35 Online-Kurse entstehen in den acht 
beteiligten Ländern (Belgien, Däne-
mark, Deutschland, Italien, Niederlan-
de, Spanien, Schweden, Vereinigtes 
Königreich). 780 Personen werden in 
die Mitgestaltung eingebunden, und 
mindestens 1000 Personen sollen die 
Kurse testen. Dazu werden Informa-
tionen für fünf Gruppen ausgewählt: 
Kinder von zehn bis 13 Jahren; Ju-
gendliche zwischen 14 und 18 Jahren; 
schwangere und stillende Frauen, älte-
re Menschen über 60 Jahre sowie Pati-
enten mit Diabetes (Typ 1 und 2)
Ziel ist, die Menschen bei der Nutzung 
des Internets im Zusammenhang mit 
Gesundheit zu stärken und zu ermäch-
tigen, sich eigenständig Wissen anzu-
eignen und das Selbstmanagement ih-
rer Gesundheit zu verbessern.
In Deutschland ist Thomas Karop-
ka (TKaropka@gmail.som), Tel. 
1754370029, als Projektkoordinator 
zuständig. In Greifswald hat sich be-
reits eine Projektgruppe zu einem 

Workshop getroffen und sich für die 
Gesundheitskompetenz der Genera-
tion der über 60-Jährigen ausgespro-
chen. Dabei wurde das „Herz-Kreislauf-
System“ als vordringlich ausgewählt. 
Von den Senioren hat sich Prof. Dr. Dr. 
Helmut Pratzel zur Verfügung gestellt, 
um ein geeignetes System vorzuschla-
gen, das sich besonders an die schon 
bestehenden Möglichkeiten der Deut-
schen Herzstiftung anlehnt.
Bei der Deutschen Herzstiftung (www.
herzstiftung.de) sind bereits Struk-
turen vorhanden, die von bedeuten-
den Kardiologen in Deutschland ent-
wickelt wurden, um zu allen Fragen 
für den Laien verständlich Stellung 
zu beziehen. Mit einer Übersetzung 
in alle europäischen Sprachen strebt 
Deutschland an, Vorreiter zu sein. Über 
Tel. 1579 2372784 ist die App der Deut-
schen Herzstiftung empfangbar, die 
entstehende Plattform zur Gesund-
heitskompetenz unter www.ichealth-
platform.eu informieren.� hp

„Die Stiftung ist mir ein Herzensanliegen“ 
Ministerpräsidentin Schwesig wirbt für die Unterstützung des Engagements

Was ist digitale Gesundheitskompetenz? 
In Greifswald hat sich bereits eine Projektgruppe zu einem Workshop getroffen
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Mehr als drei Viertel der Pflegebedürf-
tigen in M-V werden laut Pflegestatis-
tik zu Hause betreut, fast die Hälfte 
ausschließlich durch Angehörige und 
gut 26 Prozent der Pflegebedürftigen 
zu Hause mit Hilfe eines ambulanten 
Dienstes. Darauf machte Sozialminis-
terin Stefanie Drese auf der Berliner 
Pflegekonferenz aufmerksam, deren 
Partnerland in diesem Jahr Meck-
lenburg-Vorpommern war. „Das liegt 
deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt. In M-V wird der Wunsch der 
meisten älteren Menschen, ihren Le-
bensabend so lange wie möglich zu 
Hause zu verbringen, in außerordent-
lichem Maße berücksichtigt. Wir wol-
len als Land die engen Angehörigen 
der Pflegebedürftigen zukünftig aber 
noch besser entlasten, unterstützen 
und beraten“, betonte sie.

Der Grundansatz in der Pflegepoli-
tik „ambulant vor stationär“ gehö-
re dazu. „Wir benötigen dazu einen 
intelligenten Mix aus professionel-
ler, familiärer und ehrenamtlicher 
Pflege für Pflegebedürftige und ihre 
Angehörigen. Deshalb wollen wir, 
begleitet von integrierten Pflege-
sozialplanungen, in allen Regionen 
Mecklenburg-Vorpommerns die-
se Netzwerke sinnvoll weiterentwi-
ckeln und etablieren.“ Diese Struk-
tur- und Hilfsangebote beginnen 
nicht bei der Pflege, sondern zu-
nächst bei der stetigen Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Familie, 
Beruf und Pflege. „Wenn Berlin von 
sich behauptet, arm, aber sexy zu 
sein, können wir stolz verkünden: 
‚Mecklenburg-Vorpommern ist alt, 
aber glücklich‘“.

Über 600 Expertinnen und Exper-
ten und Entscheidungsträger aus 
Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und 
der Pflegebranche trafen sich An-
fang November im Westhafen Event 
& Convention Center zur 4. Berliner 
Pflegekonferenz. Innerhalb eines 
Symposiums („Pflege in M-V“) und 
eines Fachforums („M-V – Zukunft 
der Pflege gemeinsam gestalten!“) 
stellte unser Bundesland Aktivitäten 
und Initiativen vor, mit denen den 
Herausforderungen des demografi-
schen Wandels begegnet wird. Ende 
2015 waren hier über 79.000 Perso-
nen pflegebedürftig. Das sind 6.700 
mehr als zwei Jahre zuvor. Progno-
sen besagen, dass die Zahl der Pfle-
gebedürftigen bis 2030 auf knapp 
100.000 steigen wird. 
� n

Alt, aber glücklich  
Ministerin Stefanie Drese: Positive Gestaltung des demografischen Wandels in unserem Land 

Einen Überblick über die Medienbil-
dungsprojekte für Seniorinnen und 
Senioren in Mecklenburg-Vorpom-
mern zu geben – das war eines der 
Ziele der diesjährigen Herbsttagung 
des landesweiten Netzwerks Medien-
aktiv M-V. Die Tagung, die von der Me-
dienanstalt M-V gemeinsam mit dem 
Landeskriminalamt organsiert wor-
den war, fand im Peter-Weiss-Haus in 
Rostock statt. Auch das Filmbüro M-V 
ist Mitglied. Zum Thema „Digitalisie-
rung ohne Seniorinnen und Senio-
ren? Medienbildung in Mecklenburg-
Vorpommern“ wollte es eine Expertin 
an seiner Seite wissen. Karin Lechner: 
„So konnte auch ich an dieser wich-
tigen Veranstaltung teilnehmen und 
mich in die Diskussion mit meiner 
langjährigen Erfahrung und den sehr 
guten Kenntnissen über die Bedürf-
nisse von Seniorinnen und Senioren 

einbringen.“ Karin Lechner ist Vorsit-
zende des Kreisseniorenbeirats Nord-
westmecklenburg und Vorstandsmit-
glied des Landesseniorenbeirats.
Bert Lingnau, Direktor der Medienan-
stalt, erläuterte: „Ziel der Tagung ist 
es, bereits erfolgreiche Medienpro-
jekte, die sich Seniorinnen und Seni-
oren widmen, sichtbarer zu machen 
und diese zu vernetzen. Das Treffen 
bildet den Auftakt zu einer erstmali-
gen Erfassung von Medienprojekten 
für Ältere in M-V. Die Medienanstalt 
fördert seit vielen Jahren Medienbil-
dung für Ältere, nicht zuletzt durch 
ihren Medienkompass, der viele Pro-
jektanregungen für die Medienarbeit 
mit der Generation 50+ enthält.“
Gernot Maiwald vom Mehrgenerati-
onenhaus Torgelow berichtete, dass 
es eine hohe Nachfrage bei den Se-
niorinnen und Senioren zur Benut-

zung von Computern, Smartphones 
und Co. gäbe, u. a. den Wunsch, seine 
Memoiren am PC zu schreiben oder 
nach Bildbearbeitung oder zur Fra-
ge, welchen Drucker man sich kaufen 
sollte. Alle Projektverantwortlichen 
waren sich einig, dass ein großes Pro-
blem für Ältere die sehr unterschied-
liche technische Ausstattung der 
Geräte ist. Für die meist ehrenamt-
lich arbeitenden Wissensvermittler 
ist es schwierig, bei der Vielzahl der 
Betriebssysteme und Versionen auf 
mobilen Endgeräten und PCs allge-
meingültige Workshops und Kurse 
anbieten zu können. 
Karin Lechner: „Ich selbst habe wie-
derholt deutlich darauf hingewiesen, 
dass wir ehrenamtlich tätigen Senio-
ren nicht nur dazu da sind, um zu hel-

Auf dem Weg zum Silver-Surfer 
Karin Lechner: Digitalisierung für Seniorinnen und Senioren nicht ohne finanzielle Hilfe

Fortsetzung auf Seite 16
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fen. Wir möchten auch mitgestalten 
und verändern, wozu Wissen unab-
dingbar ist, das allerdings nicht um-
sonst zu haben ist. Die finanzielle Un-
terstützung müsste deshalb besser 
sein. Ich denke dabei an einen Pool, 
aus dem man schöpfen könnte, und 
mein dringender Wunsch nach ei-
nem ‚finanziellen Topf‘ für Weiterbil-
dungen und Fahrtkosten zu Tagun-
gen stieß auf breite Zustimmung.“
Im Anschluss an einen Fachvortrag 
von Dr. Rolando Schadowski (Tech-
niker Krankenkasse) über die Mög-
lichkeiten der telemedizinischen Ver-
sorgung in M-V konnten sich am 
Nachmittag die knapp 50 Teilnehmen-
den in verschiedenen offenen Work-
shops informieren, weiterbilden und 
vernetzen.
Durch die fortwährende Entwicklung 
von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien erfährt auch die 
persönliche Lebenswelt eine zuneh-
mende Digitalisierung. Vor dem Hin-
tergrund der demografischen Ent-
wicklung in unserem Bundesland 
betrifft dies zunehmend auch die äl-
teren Bürgerinnen und Bürger. Eine 
Ausbildung und Stärkung der Medi-
enkompetenz von Seniorinnen und 
Senioren ist daher zwingend erforder-
lich. Sie hilft den älteren Bürgerinnen 
und Bürgern nicht nur, sich in der di-
gitalen Alltagswelt zurechtzufinden, 
sondern sorgt auch dafür, dass – gera-
de angesichts der abnehmenden Mo-
bilität im Alltag und der strukturell ge-

ringen Angebote im ländlichen Raum 
– das Leben vereinfacht und unter 
Umständen auch lebenswerter wird. 
Weitere Informationen zur Herbst-
tagung finden sich unter: http://
www.medienkompetenz-in-mv.de/
aktuelles/563-auf_dem_weg_zum_
silver_surfer.html Das Filmbüro will 
sein Seminarangebot für Seniorinnen 
und Senioren in Zusammenarbeit mit 
dem Seniorenbeirat weiter ausbauen, 
auch die Möglichkeit von regelmäßi-
gen Treffen ist bereits in der konkreten 
Planung. 
„Auch das Landeskriminalamt M-V be-
schäftigt sich mit der Medienarbeit für 
und mit Seniorinnen und Senioren“, 

betonte Thomas Krense, stellvertreten-
der Direktor des Landeskriminalamts. 
„Für uns stehen neben allen Möglich-
keiten, die die Digitalisierung bietet, 
auch die Gefahren im Fokus. Unsere 
Behörde, wie auch die gesamte Lan-
despolizei M-V, hat sich daher seit län-
gerer Zeit der Aufgabe angenommen, 
ältere Bürgerinnen und Bürger über die 
Chancen und Risiken der Digitalisie-
rung zu informieren. Die Präventions-
berater der Landespolizei M-V bieten 
Aufklärungsangebote zu unterschied-
lichen Themen vor Ort an, so auch zu 
den Gefahren bei der Mediennutzung 
für Seniorinnen und Senioren.“

red

Fortsetzung von Seite 15

Mit der Publikation „Qualität in der 
Medienbildung in Mecklenburg-Vor-
pommern“ erschien in Rostock die 
erste empirische Untersuchung zur 
hiesigen Situation der medienpäd-
agogischen Facharbeitsstellen. Die 
Landesarbeitsgemeinschaft Medien 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. hat-
te innerhalb ihres Projekts „Qualität 
in der Medienbildung (QuiM)“ 2016 
eine Onlinebefragung durchgeführt 
und 130 Einrichtungen und Organi-
sationen der außerschulischen Me-
dienbildung in MV eingeladen, daran 

teilzunehmen. 30 medienpädagogi-
sche Fachkräfte hatten den Fragebo-
gen abschließend ausgefüllt.
„Die Studie lässt erstmals gesichert 
Rückschlüsse auf die Anzahl der Fach-
kräfte und auf die Rahmenbedingun-
gen der nicht in Schulen installierten 

„Wir brauchen ein Fachkräfteprogramm“ 
Erste landesweite Studie zur Qualität der Medienbildung erschienen

Medientreff Rostock: Gernot Maiwald (Mehrgenerationenhaus Torgelow), Peter-
Michael Seiler (Medienkompetenzzentrum Penzlin), Christine Dechau (Geschäfts-
führerin Seniorenbüro Schwerin), Birgit Grämke (Moderation, Medienaktiv M-V), 
Marianne Müller (Strelitzer PC-Senioren e.V.) und Kornelia Mittelstädt (Familien-
zentrum Neustrelitz e.V.) (v.l.n.r.)

 Foto:
Florian Steffen
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Zum 13. Mal, seit 2006, verleiht die 
Medienanstalt Mecklenburg-Vorpom-
mern jährlich den landesweiten Me-
dienkompetenz-Preis Er ist heraus-
ragenden Projekten gewidmet, die 
nachhaltige und/oder innovative Me-
dienarbeit mit Kindern, Jugendlichen 
oder Erwachsenen durchgeführt ha-
ben. Hierbei liegt der Fokus auf dem 
Prozess der Medienarbeit und weniger 
auf der Qualität des entstandenen Pro-
dukts. Seit 2008 beteiligt sich auch das 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur daran, indem es einen Ext-
ra-Preis für Schulprojekte vergibt. Den 
Rahmen für die Verleihung bietet FiSH, 
das Festival im StadtHafen Rostock.
Bewerben können sich Institutionen, 
Initiativen, Vereine, Verbände oder 
Einzelpersonen, die 2017/2018 in un-
serem Bundesland ein medienpäda-
gogisches Projekt konzipiert, realisiert 
oder begonnen haben. Im Fokus des 
Bewerberkonzepts soll die Vermitt-

lung von Medienkompetenz stehen. 
Die Projekte können aus allen Berei-
chen der Medienarbeit stammen, sei-
en es Web 2.0-Projekte im Kindergar-
ten, Schüler-Eltern-Projekte aus dem 
Bereich audiovisuelle Medien oder Se-
niorenmedienprojekte im Jugendfrei-
zeitzentrum – der Konzeptvielfalt sind 
keine Grenzen gesetzt. Eine Altersbe-
schränkung gibt es nicht. Besonders 

Auf einem Fachtag zur „Qualität in 
der Medienbildung in Mecklenburg-
Vorpommern“ präsentierte die Lan-
desarbeitsgemeinschaft Medien M-V 
e. V. in Schwerin ihre schon genann-
te Studie und die damit verbundenen 
Schlussfolgerungen. Die Teilnehmer 
kamen aus der Medienpädagogik so-
wie aus Prävention, Politik und Ver-
waltung. Erstmals werden Einblicke 
in die Arbeitsbedingungen und Pra-
xisfelder der Medienpädagogik deut-
lich und lassen gesicherte Erkennt-
nisse in die Medienbildungspolitik 
des Landes einfließen. Klar wurde auf 
der Konferenz: Medienbildung ist für 
alle Altersgruppen notwendig und 
wichtig. An der Schule bedeutet sie 
einen wichtigen Bestandteil der Ar-
beit außerschulischer medienpäda-
gogischer Fachkräfte. Dabei fehlen 
Fachkräfte in der Medienbildung; ihre 

Ausbildung ist im Land nicht instituti-
onalisiert.
Beklagt wurden die politische Beglei-
tung und verwaltungstechnische Or-
ganisation von Medienbildung im 
Land. Gefordert wurde mehr Offen-
heit und Einsicht für alle Altersgrup-
pen. René Dettmann, Referent für 
Medienbildung und Offene Kanä-
le der Medienanstalt Mecklenburg-
Vorpommern, würdigte die Arbeit 
der Landesarbeitsgemeinschaft. Er 
sprach sich für eine Weiterentwick-
lung der Studie aus und betonte die 
Wichtigkeit der Arbeit medienpäd-
agogischer Fachkräfte. Dafür seien 
jetzt strukturelle Voraussetzungen 
mit finanzieller Sicherheit notwendig.
Dr. Ulrike Möller, stellvertretende 
Leiterin des Medienpädagogischen 
Zentrums im Institut für Qualitäts-
entwicklung Mecklenburg-Vorpom-

mern, betonte die notwendige enge 
Verzahnung schulischer und außer-
schulischer Medienbildung. Dabei 
sollten Fachlichkeit, Kontinuität so-
wie Qualität eine wichtige Rolle spie-
len. Dr. Guido Bröckling, JFF – Institut 
für Medienpädagogik in Forschung 
und Praxis, Büro Berlin, brachte mit 
der bundesweit durchgeführten Stu-
die „Bildungspartnerschaften zwi-
schen Schule und außerschulischen 
Akteuren der Medienbildung“ die 
Perspektive über die Landesgrenzen 
hinaus mit in die Tagung. Bert Ling-
nau, Direktor der Medienanstalt, rief 
abschließend dazu auf, Medienbil-
dung als eine gesamtgesellschaftli-
che Querschnittsaufgabe zu begrei-
fen. Dies sei jedoch noch nicht auf 
allen Ebenen von Politik und Verwal-
tung angekommen.
� n

Es gibt keine Altersbegrenzung 
Bewerbungen um den landesweiten Medienkompetenz-Preis sind bis 17. Januar möglich

Medienbildung ist eine Querschnittsaufgabe 
Neue Studie in Schwerin vorgestellt / Es fehlen weiterhin Fachkräfte

Medienbildung in M-V zu. Das ist ein 
wichtiger Schritt in Richtung Quali-
tätsentwicklung in diesem, nicht nur 
für junge Menschen wichtigen Bil-
dungsbereich“, sagte die Vorsitzende 
der Landesarbeitsgemeinschaft, Ka-
tharina Bluhm. Die LAG Medien MV 

versteht sich als Fachverband für Me-
dienbildung und -kultur in Mecklen-
burg-Vorpommern. Sie fördert me-
dienpädagogische Aktivitäten im 
schulischen und außerschulischen 
Bereich für Kinder und Jugendliche, 
Maßnahmen zur Medienbildung in 

der Berufs- und Hochschulbildung 
sowie in der kulturellen Freizeitbil-
dung und in der Erwachsenenqua-
lifizierung in Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Julia Laß
Projektleiterin

Fortsetzung auf Seite 18
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Projekte aus dem frühkindlichen Be-
reich und Projekte, die von und mit 

Seniorinnen und Senioren durchge-
führt wurden, sind aufgerufen, Bewer-
bungen einzureichen. Der Preis wird 
in zwei Kategorien verliehen. Jede Ka-

tegorie ist mit 1.000 Euro dotiert. Ein-
sendeschluss: 17. Januar 2018. Bewer-
bungen sind unter http://fish-festival.
de/einreichung/meko möglich. � n

Mecklenburg-Vorpommern

Fortsetzung von Seite 17

Wenige Tage vor der Bundestagswahl 
hatte das schleswig-holsteinische Al-
tenparlament Nachbesserungen am 
Rentensystem gefordert, um Altersar-
mut vorzubeugen. So sollen die Löh-
ne kräftig steigen, und Besserver-
diener sollen mehr als bisher in den 
Rententopf einzahlen. Die derzeitige 
Obergrenze soll nach dem Willen der 
80 Senioren entfallen. Auch freiwillige 
Extra-Zahlungen aufs eigene Renten-
konto sollen künftig möglich sein – als 
Ersatz für die umstrittene Riester-Rente. 
Und: Die gesetzliche Rente soll auch für 
Beamte und Freiberufler offenstehen, 
um mehr Geld ins System zu holen. Ziel 
müsse ein Rentensatz von 55 Prozent 
des letzten Einkommens sein, fordern 
die Vertreter von Gewerkschaften, So-
zialverbänden, Parteien und Senioren-
räten.
Außerdem regte das Altenparlament 
Patientenquittungen über erbrachte 
medizinische Leistungen an. Die Kran-
kenversicherung soll sie den Versicher-

ten alle drei Monate zuschicken. Das 
soll für mehr Transparenz im Gesund-
heitswesen sorgen. Ärzte und Kranken-
häuser sollen zudem ihre Patientenak-
ten auf Nachfrage offenlegen müssen. 
Die Beschriftung auf Lebensmittel- und 
Medikamentenpackungen soll besser 
lesbar sein, und Senioren sollen in Bus 
und Bahn grundsätzlich nur den halben 
Fahrpreis zahlen.
Die mehr als 70 Vorschläge gingen 
an die Fraktionen des Landtags, die 
Landesregierung sowie die schles-
wig-holsteinischen Abgeordneten in 
Bundestag und Europaparlament. De-
ren Stellungnahmen bilden dann die 
Grundlage einer Abschlussdebatte, die 
für den kommenden März geplant ist. 
Das Altenparlament tagte in diesem 
Jahr zum 29. Mal.
Einen Gastvortrag über Bildung und ge-
waltfreie Erziehung hielt der ehemalige 
niedersächsische Justizminister Prof. 
Christian Pfeiffer. Viele Menschen mein-
ten, dass die Kriminalität in Deutsch-

land seit Jahren steige. Das sei aber ein 
Irrtum, bemerkte er. Tatsächlich komme 
es zu immer weniger schweren Verbre-
chen, und dafür gebe es konkrete Grün-
de. „Je mehr Zeit die Menschen vor dem 
Fernseher verbringen, desto mehr ver-
kennen sie die Wirklichkeit“, mahnte 
der frühere Leiter des Kriminologischen 
Forschungsinstituts in Hannover.
Er kritisierte insbesondere die Privat-
sender, die das Verbrechen ins Zentrum 
ihrer Programme stellten und dadurch 
Ängste schürten. In Wirklichkeit zeigen 
die Kriminalstatistiken für die vergan-
genen 20 Jahre fast durchweg rückläu-
fige Zahlen, und zwar „je schwerer die 
Taten, desto stärker der Rückgang“. So 
sei die Zahl der Morde in Deutschland 
seit 1993 von mehr als 700 auf weniger 
als 100 pro Jahr gesunken. Ähnliches 
gelte für Raub, schwere Körperverlet-
zung und Sexualdelikte.

Der Landtag
Parlamentszeitschrift für 

Schleswig-Holstein 

Blick zum Nachbarn – Schleswig-Holstein:

Senioren fordern Kampf gegen Altersarmut

Kontakte bereichern das Leben Wenn die Denkleistung nachlässt

„Entgegen landläufiger Meinung sind Ältere nicht einsa-
mer als jüngere Menschen.“ Das meint Dr. Oliver Huxold 
vom Deutschen Institut für Altersfragen in Berlin in einem 
Gespräch mit der Zeitschrift Senioren-Ratgeber (Septem-
ber 2017). Viele fitte Senioren empfänden ihre Kontakte 
als bereichernd. Die Studien des Psychologen, der über 
die Gemütslage älterer Menschen forscht, zeigen aber 
auch: Jeder zehnte über 65-Jährige leidet unter Einsam-
keit, unter den 70- bis 85-Jährigen beschreiben sieben 
Prozent ihre sozialen Kontakte als nicht ausreichend oder 
nicht tiefgehend genug. „Einsamkeit ist immer ein sub-
jektives Gefühl“, kommentiert Dr. Huxold.� n

Der Hirnschwund, der zu Ausfällen des Gedächtnisses 
und zu Verhaltensstörungen führen kann, ist medizi-
nisch als Alzheimer-Krankheit bekannt. Allmählich, 
meist nach dem 65. Lebensjahr, lässt die Denkleis-
tung vieler Menschen nach. Für etwa 60 Prozent al-
ler Demenzerkrankungen ist das Alzheimer-Syndrom 
verantwortlich. Weltweit sind rund 24 Millionen Men-
schen betroffen, heilbar ist die Erkrankung derzeit 
noch nicht. Die Bezeichnung geht auf den deutschen 
Psychiater und Neuropathologen Alois Alzheimer zu-
rück, der 1901 den ersten Fall beschrieb; er trat bei ei-
ner 50-jährigen Frau auf.� n
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Überraschungen können auch Schock-
momente sein. Eine unerwartet schwe-
re Krankheit, ein plötzlicher Unfall beim 
Ski- oder Autofahren oder auch der Mo-
ment, wenn die geistigen Kräfte nach-
lassen – das sind Situationen, die Men-
schen und ihre Angehörigen aus der 
Bahn reißen können. Es ist nicht alles im 
Leben vorhersehbar. Es gibt Situatio-
nen, da wünschte man sich, besser vor-
bereitet zu sein. Darum ist jeder gut be-
raten, wenn er sich rechtzeitig mit den 
wichtigsten Fragen beschäftigt: Was 
passiert mit mir in einer solchen Situa-

tion? Wer kümmert sich um mich? Wer 
regelt zuverlässig meine Angelegen-
heiten? Was kann ich noch selbst und 
frei entscheiden? Wo werde ich ange-
messen betreut?
Justizministerin Katy Hoffmeister weiß 
um die große Bedeutung des Themas 
Betreuungsrecht. „Wir haben viele Ver-
anstaltungen, auf denen wir das Betreu-
ungsrecht erklären“, sagt sie. Das Betreu-
ungsrecht regele auch, wie und in wel-
chem Umfang bei Hilfebedürftigkeit 
vom Gericht ein Betreuer oder eine Be-
treuerin bestellt wird. Das persönliche 
Wohl und die persönliche Betreuung der 
Menschen, die Hilfe benötigen, stünden 
beim Betreuungsrecht im Vordergrund. 
„Mit einer Vorsorgevollmacht können 
Sie sich die größtmögliche Selbstbe-
stimmung in Notlagen bewahren.“ 2016 
wurden knapp 5.000 Verfahren über die 
Erstbestellung einer rechtlichen Betreu-
ung geführt, davon rund die Hälfte von 
Familienangehörigen und 444 Verfah-
ren von sonstigen ehrenamtlichen Be-
treuern. Insgesamt sind es aktuell fast 
35.000 Betreuungsverfahren.
Das jüngst erschienene Heft „Das Be-
treuungsrecht“ kann und will keine per-
sönliche Beratung ersetzen. Justizmi-
nisterin Hoffmeister möchte vielmehr 
dazu ermuntern, im Familien- oder 

Freundeskreis über dieses bedeutsa-
me Thema zu sprechen. „Gerade in ge-
sunden Tagen ist es wichtig, den klaren 
Kopf für womöglich schlechte Zeiten 
zu bewahren.“ In dem Heft ist ein For-
mular zur Erstellung einer Vorsorgevoll-
macht zu finden. In ihr könne jeder die 
ganz persönlichen Vorstellungen und 
Wünsche für den Fall der eigenen Hilfe-
bedürftigkeit festlegen. Mit der Unter-
zeichnung des zuvor ausgefüllten For-
mulars wird eine rechtswirksame Voll-
macht erteilt. � Tilo Stolpe

Vorsorgevollmacht geht alle an 
Neue Broschüre aus dem Justizministerium erläutert das Betreuungsrecht

Olivenöl extra, Butter streichzart, Ko-
kosöl, Halbfettmargarine. Das Ange-
bot an Speisefetten und -ölen ist riesig. 
Welches Fett schmeckt gut, welches Öl 
darf ich erhitzen, was ist gesund? Doch 
ganz so kompliziert, wie es scheint, ist 
die Auswahl des richtigen Fettes gar 
nicht. Fette versorgen uns mit fett-
löslichen Vitaminen und wertvollen 
Fettsäuren. Sie liefern allerdings auch 
doppelt so viele Kalorien wie Eiweiße 

oder Kohlenhydrate und sollten daher 
grundsätzlich sparsam verwendet wer-
den. 
Beim Kochen verbessert Fett den Ge-
schmack von Speisen, manche Aro-
ma- und Geschmacksstoffe entfalten 
ihre volle Wirkung erst bei Fettzugabe. 
Nicht zu unterschätzen ist auch der Ein-
druck, den fetthaltige Speisen auf der 
Zunge erzeugen, z. B. ist ein fetthaltiger 
Joghurt cremiger als ein Magermilchjo-

ghurt. Beim Braten überträgt das Fett 
die Hitze auf die Lebensmittel.
Butter oder Margarine – Was sollte man 
wofür verwenden? Welches Fett eignet 
sich besser zum Backen, Braten und als 
Brotaufstrich? Und wie gesund sind But-
ter und Margarine eigentlich? 
Butter ist leicht verdaulich und schmeckt 
Vielen besser. In ihr stecken viele Nähr-

Wie gesund sind Butter und Margarine eigentlich? 
Was Sie schon immer über Fette und Öle wissen wollten

Fortsetzung auf Seite 20

Justizministerin Katy Hoffmeister
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stoffe, wie z. B. die Vitamine A, D, E und 
K. Sie wird aus Milch hergestellt, bein-
haltet also tierische Milchfette und ist 
deshalb reich an gesättigten Fettsäuren. 
Butter eignet sich zum Backen, zum Bra-
ten aber nur bedingt.
In Margarine stecken pflanzliche Öle, 
Fette und Wasser. Für Geschmack und 
Farbe sorgen Salz, Säuerungsmittel 
und Farbstoffe. Häufig werden noch 
Vitamine zugesetzt. Im Wettstreit mit 
Butter hat Margarine diesen Vorteil: Die 
Pflanzenöle, aus denen sie hergestellt 
wird, sind gesünder als Milchfett. Aber 
bei der Raffination der Pflanzenöle ent-
stehen Schadstoffe, die so genannten 
Glycidylester. In einer aktuellen Unter-
suchung der Stiftung Warentest wur-
de in allen getesteten Margarinen die-
ser Schadstoff gefunden. Ihr Gehalt war 
aber bei den meisten Margarinen im 
Test sehr gering.
Vollfettmargarine ist sowohl zum Ba-
cken als auch zum Braten geeignet. 
Halbfettmargarine hat weniger Kalori-
en, ist aber aufgrund ihres hohen Was-
sergehalts zum Braten nicht geeignet 
und enthält häufig auch mehr Zusatz-
stoffe. Welches Fett als Streichfett ver-
wendet wird, bleibt letztendlich Jedem 
selbst überlassen. Allerdings empfiehlt 
die Deutsche Gesellschaft für Ernäh-
rung Personen mit erhöhten Blutfett-
werten, Margarine mit einem hohen 
Gehalt an mehrfach ungesättigten Fett-
säuren zu bevorzugen. Wer Butter isst, 
sollte aber die günstigen ungesättig-
ten Fettsäuren im Auge behalten und 
auch Pflanzenöle in der Küche verwen-
den. Entscheidend ist neben der Art 
des Fettes die Menge. Mehr als 15 bis 
30 Gramm Streichfett pro Tag sollten 
es nicht sein. Egal, ob Margarine oder 
Butter – man sollte sie immer dünn aufs 
Brot streichen. 
Ist cholesterinsenkende Margarine zu 
empfehlen?
Seit der Jahrtausendwende sind solche 
Margarinen mit einem Zusatz von Pflan-
zensterinen in Deutschland auf dem 
Markt. Bei einem erhöhten Cholesterin-

spiegel sollte die Therapie mit dem be-
handelnden Arzt besprochen werden. 
Die cholesterinsenkende Wirkung die-
ser Margarinen ist wissenschaftlich be-
legt, aber Studien zeigten, dass die zu-
gesetzten Pflanzensterine die Aufnah-
me bestimmter Carotinoide und fett-
löslicher Vitamine verringern sowie den 
Pflanzensterinspiegel im Blutplasma er-
höhen – beides ist nicht erwünscht. Die 
Margarinen sind nur für Menschen mit 
zu hohem Cholesterinspiegel gedacht. 
Für Schwangere, Stillende und Kinder 
unter fünf Jahren sind sie keinesfalls zu 
empfehlen – entsprechende Warnhin-
weise findet man auf der Verpackung. 
Welche Pflanzenöle sollte man in der Kü-
che verwenden?

Pflanzenöle sind wertvolle Fette, die 
in jedem Haushalt eingesetzt werden 
sollten. Sie unterscheiden sich im Ge-
schmack, ihren Verwendungsmöglich-
keiten und hinsichtlich ihrer ernäh-
rungsphysiologischen Bedeutung.  
In der kalten Küche sollten native, kalt-
gepresste und unraffinierte Öle ver-
wendet werden. Kaltgepresste Öle 
werden nur gepresst und sind im Ge-
schmack sehr charakteristisch durch ih-
re jeweilige Pflanzenart geprägt. Nati-
ve Raps- und Walnussöle zeichnen sich 
beispielsweise durch ihr nussiges Aro-
ma aus. Natives Olivenöl mit der Be-
zeichnung „extra“ wird direkt aus Oli-
ven erster Güteklasse ausschließlich mit 
mechanischen Verfahren gewonnen. 
Werden diese Öle erhitzt, gehen wert-
volle Inhaltsstoffe verloren. Da die ent-
haltenen Fettsäuren empfindlich sind 
und leicht oxidieren, ist ihre Haltbarkeit 
begrenzt. 
Raffinierte Öle werden durch Heißpres-
sung und anschließender Lösungsmit-
telextraktion gewonnen. Dadurch ist 
die Ausbeute größer. Das so gewonne-
ne Öl ist aber erst einmal ungenießbar 
und muss gereinigt, das heißt raffiniert, 

werden. Beim Raffinieren verliert das 
Öl seinen Geschmack und seine Far-
be. Raffinierte Öle können hoch erhitzt 
werden und sind daher für das Anbra-
ten gut geeignet. Sie können sowohl 
für Backwaren als auch zum Braten in 
der Pfanne verwendet werden. Zudem 
haben sie einen geringeren Schadstoff-
gehalt, sind geruchsneutral und länger 
haltbar. Besonders das raffinierte Raps-
öl ist zu empfehlen, da es eine vorteil-
hafte Fettsäurekombination enthält. 
Was ist von Kokosöl zu halten?
Zurzeit ist auch natives Kokosöl sehr 
beliebt. Die gesundheitliche Bewer-
tung ist jedoch noch nicht abgeschlos-
sen. Der häufige Verzehr wird wegen 
des hohen Anteils gesättigter Fettsäu-
ren sogar eher als Nachteil angesehen. 
Zu manchen Gerichten passt die leichte 
Note nach Kokos, aber das Öl ist nicht 
ganz preiswert. 
Wie sollte man Fette und Öle lagern?
Butter und Margarine sollten im Kühl-
schrank gelagert werden. Bei Wärme 
werden die Streichfette schnell ranzig 
– vor allem, wenn sie viel mehrfach un-
gesättigte Fettsäuren enthalten. Ge-
kühlt hält sich Margarine normalerwei-
se deutlich länger als Butter, zum Teil 
dreimal so lange.
Wie lange ein Öl haltbar ist, variiert 
stark. Kaltgepresstes Öl kann man ver-
schlossen etwa ein Jahr lagern. Raffi-
nierte Öle hingegen kann man bei küh-
ler und dunkler Lagerung auch nach 24 
Monaten noch verzehren. Sobald die 
Flasche angebrochen ist, sollte das Öl 
zügig aufgebraucht werden. Wenn ein 
Öl beim Öffnen ranzig riecht oder bei 
der Geschmacksprobe bitter schmeckt, 
sollte man es nicht mehr verwenden.
Fazit
Nicht nur die Menge, sondern auch die 
Qualität des Fettes ist entscheidend. 
Geben Sie bei der Lebensmittelzuberei-
tung pflanzlichen Fetten und Ölen, wie 
Raps- oder Olivenöl sowie daraus her-
gestellten Streichfetten, den Vorzug, 
denn sie sind reich an wertvollen unge-
sättigten Fettsäuren. Faustregel: Je flüs-

Ratgeber
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HIER FÜHLEN WIR 
UNS ZUHAUSE

Vitanas Senioren Centrum Am Tierpark   
Am Tierpark 6 | 17373 Ueckermünde | ( (039771) 201 - 0 | vitanas.de/amtierpark
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Wir bieten:  Kurz- und Langzeitpflege | Spezielle Wohnbereiche für Menschen
mit Demenz | Verhinderungspflege | Probewohnen | Mitbringen Ihrer privaten 
Möbel | Reinigungsservice für Ihre Wäsche | Abwechslungsreiches Freizeitangebot  
Ausflüge in die Umgebung | Vielseitiges Therapieangebot | Ihre Gäste sind immer
herzlich willkommen | Wir kochen täglich frisch für Sie

RUFEN SIE AN ODER KOMMEN SIE VORBEI. 
WIR BERATEN SIE GERN PERSÖNLICH.
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siger ein Fett ist, desto höher ist der An-
teil an ungesättigten Fettsäuren. Aber 
Achtung: Pflanzliche Öle haben genau-
so viele Kalorien wie tierische Fette!
Verwenden Sie feste Pflanzenfette, wie 
Kokosfett, wenn überhaupt, nur selten. 
Sie enthalten einen hohen Anteil an ge-

sättigten Fettsäuren, die für den Körper 
ungünstig sind. Als Brat- und Frittierfet-
te werden sie übrigens häufig bei der 
Herstellung von Kartoffelchips, Pom-
mes frites und süßen Backwaren ver-
wendet.
Mit sichtbaren Fetten, zum Beispiel 
Margarine, Butter oder Ölen, sollten Sie 
generell sparsam umgehen. Mehr als 10 

bis 15 Gramm Öl und 15 bis 30 Gramm 
Butter oder Margarine sollten es pro 
Tag es nicht sein. Und denken Sie auch 
daran: Das meiste Fett nehmen wir ver-
steckt über Süßigkeiten, Knabbereien, 
Fleisch- und Wurstwaren, Backwaren 
und Milchprodukte auf.

Verbraucherzentrale
Mecklenburg-Vorpommern e. V.

Ratgeber
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Täglich wird in den Nachrichten über 
Diebstahl, Betrug und Gewalt berich-
tet. Zu den Opfern gehören auch Seni-
oren. Jeder kann einer Straftat ausge-
setzt sein. Niemandem muss es aber 
peinlich sein, beispielsweise auf den 
so genannten Enkeltrick hereingefal-
len zu sein. Betrüger entwickeln immer 
wieder neue, psychologisch ausgefeil-
te Methoden, um möglichst viel Geld 
zu ergaunern. Seniorensicherheitsbe-
rater der Polizei, die Präventionsräte 
der Kreise, der Präventionsrat des Lan-
desseniorenbeirats und die Medien ge-
ben wichtige Hinweise zum Verhalten. 
Es ist immer wichtig, eine Straftat bei 
der Polizei anzuzeigen und sich Hilfe zu 
holen. Leider verbirgt sich hinter dem 
Bedauern von Freunden, Verwandten 
und Nachbarn oft auch ein indirekter 
Vorwurf, man hätte Vorsichtsmaßnah-
men nicht beachtet. Sätze wie: „Haben 
wir dir nicht immer gesagt…“ oder „Du 
wusstest doch, dass…“ möchte man ei-
gentlich nicht hören.
Die Opferhilfeorganisation WEISSER 
RING e. V. bietet professionelle, neut-
rale Beratung für Opfer von Straftaten 
an. Sie ist der größte deutschlandweit 
wirkende Verein, der Opfern zur Seite 
steht. In Mecklenburg-Vorpommern hat 
er rund 630 Mitglieder. Es gibt ein Netz 
von Außenstellen – insgesamt 17 –, in 
denen mehr als 140 ehrenamtliche Mit-
arbeiter vor Ort Opfern beratend und 
helfend zur Seite stehen. Das reicht vom 
menschlichen Beistand, der Begleitung 
zu Polizei, Staatsanwaltschaft und zum 

Gericht bis zur Vermittlung weiterer Hil-
fe und finanzieller Unterstützung.
Jede Außenstelle ist über eine Kontakt-
nummer erreichbar. Diese findet man 
auf der Homepage www.weisser-ring.
de, im Telefonbuch oder man kann sie 

kann bei der örtlichen Polizeidienststel-
le erfragen. Im Zweifel kann auch das 
Landesbüro (Tel.: 0385 - 500 76 60) oder 
das bundesweite kostenlose Opfertele-
fon (Tel.: 116 006) den Kontakt zur zu-
ständigen Außenstelle vermitteln. 
Nach der Kontaktaufnahme vereinbart 
ein ehrenamtlicher Mitarbeiter einen 
Termin mit dem Betroffenen. Wo dieser 
Termin stattfindet, richtet sich in der Re-
gel nach dem Wunsch des Opfers. Viel-
fach kommen die Mitarbeiter des WEIS-
SEN RINGS zu den Opfern nach Hause. 
Das erste Gespräch ist oft die größte 

Hilfe. Zuhören, den Betroffenen mit sei-
nen Problemen verstehen – das ist der 
menschliche Beistand, den viele Krimi-
nalitätsopfer anfangs am dringendsten 
brauchen. 
Nach dem ersten Gespräch wird ge-
prüft, wie dem Opfer weitergeholfen 
werden kann. Eventuell kann es sinnvoll 
sein, wenn der Mitarbeiter des WEISSEN 
RINGS den Betroffenen zu Terminen bei 
Polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht 
begleitet oder anderweitig im Umgang 
mit Behörden hilft. Natürlich wird auch 
geprüft, ob es eventuell außerhalb des 
WEISSEN RINGS Einrichtungen gibt, die 
dem Opfer Hilfen anbieten und zu de-
nen Kontakt vermittelt werden kann. 
Sollte durch die Straftat eine materielle 
Notlage entstanden sein, kommt auch 
eine finanzielle Unterstützung des Op-
fers in Betracht: 
- �Hilfeschecks für eine kostenlose, frei 

wählbare anwaltliche bzw. psycho-
traumatologische Erstberatung

- �Übernahme von Anwaltskosten, ins-
besondere zur Wahrung von Opfer-
schutzrechten im Strafverfahren oder 
zur Durchsetzung von Ansprüchen 
nach dem Opferentschädigungsgesetz

- �Erholungsmaßnahmen für das Opfer 
und seine Angehörigen in bestimm-
ten Fällen

- �Finanzielle Unterstützung zur Über-
brückung tatbedingter Notlagen

Diese Hilfe ist nicht an eine Mitglied-
schaft im Verein verbunden. 

WEISSER RING e. V. 
Mecklenburg-Vorpommern

Hilfe, wenn es doch passiert ist 
Wie der WEISSE RING den Opfern von Straftaten hilft
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Machen Kartoffeln wirklich dick? 
Ernährungsirrtümer und -mythen halten sich erstaunlich lange (II)

„Kartoffeln machen dick“, „Nach 18 Uhr 
darf man nichts mehr essen“ und „Ge-
müse und Obst enthielten früher mehr 
Nährstoffe als heute, deswegen brau-
chen wir auch Nahrungsergänzungs-
mittel.“ Auf solche Aussagen treffen wir 
im Alltag immer wieder. Sie halten sich 
hartnäckig, obwohl wissenschaftliche 
Nachweise entweder fehlen oder die-
se sogar schon längst widerlegt sind.
Kartoffeln bestehen zu rund 80 Prozent 
aus Wasser und haben somit eine ge-
ringe Energiedichte. Das bedeutet: Sie 
sind tatsächlich eher kalorienarm. Au-
ßerdem liefern sie u. a. hochwerti-
ges Eiweiß, Kalium und B-Vitami-
ne. Die Stärke in Kartoffeln ist 
ein Kohlenhydrat und bietet 
somit auch Energie, jedoch 
nicht übermäßig viel. Pell- 
oder Salzkartoffeln sind so-
mit sehr gute Beilagen und 
können bedenkenlos ge-
gessen werden. Sparsam 
sollte man hingegen mit den 
meisten verarbeiteten Kartof-
felprodukten sein. Pommes fri-
tes, Kroketten, Chips und Kartof-
felecken sowie Bratkartoffeln und 
mit Butter versetztes Kartoffelpüree 
werden durch die Zubereitungsweise 
teils sehr fettreich und können dem-
entsprechend auch bei regelmäßigem 
Verzehr dick machen.
Aber nicht nur die Lebensmittel selbst, 
sondern auch der Zeitpunkt einer 
Mahlzeit wird immer wieder als „Dick-
macher“ diskutiert. Tatsächlich ist die 
Studienlage bezüglich später Mahlzei-
ten und dem Übergewichtsrisiko un-
einheitlich. Der aktuelle Stand ist aber, 
dass die Kalorienaufnahme und der 
Kalorienverbrauch über den gesam-
ten Tag entscheidend sind. Werden 
mehr Kalorien (also mehr Energie) auf-
genommen, als verbraucht werden, so 
nimmt man auf die Dauer an Gewicht 
zu. Dies geschieht unabhängig davon, 
ob die Kalorien morgens, mittags oder 
abends zugeführt werden. 

Auch hält sich die Ansicht, dass Le-
bensmittel früher mehr Nährstoffe 
als heute enthielten. Dieser Mythos 
entstand, weil man Tabellen früherer 
Analysen mit heutigen verglich. Da-
bei wurde aber nicht beachtet, dass 
sich die Analysemethoden damals 
und heute stark unterscheiden, was 
zu falschen Interpretationen führte. 
Lebensmittel erhalten heutzutage un-
verändert genügend Nährstoffe, so 

dass man mit einer ausgewogenen 
Kost gut mit eben diesen versorgt ist. 
Sinnvoll ist es natürlich dennoch, regi-
onale und saisonale Lebensmittel zu 
bevorzugen, da lange Transporte und 
Aufbewahrungszeiten den Nährstoff-
gehalt nach der Ernte negativ beein-
flussen können. 
Doch wenn die Lebensmittel nicht 
zwingend weniger Nährstoffe als frü-
her enthalten – wozu werden dann 
die vielen Nahrungsergänzungsmittel 
auf dem Markt angeboten? Das liegt 
natürlich vor allem im Interesse der 
Hersteller.
Ein gesunder Mensch, der sich ausge-
wogen und somit den offiziellen Emp-

fehlungen entsprechend ernährt (sie-
he Ernährungskreis), benötigt keine 
Nahrungsergänzungsmittel. Eine un-
ausgewogene Ernährungsweise wie-
derum kann auch nicht vollständig 
durch solche Mittel ausgeglichen wer-
den. Je nach Ernährungszustand und 
Krankheitsgeschehen kann aber eine 
Zufuhr von bestimmten Vitaminen 
oder Mineralstoffen notwendig sein, 
jedoch muss dies immer in Abspra-
che mit dem Arzt erfolgen. Dieser kann 
z. B. anhand einer Blutuntersuchung 
feststellen, ob ein Mangel vorliegt, und 

dann ein entsprechendes Produkt 
verschreiben. Auf eigene Faust 

sollten keine Nahrungsergän-
zungsmittel eingenommen 

werden, da diese schlimms-
tenfalls zu Nebenwirkungen 
oder auch Wechselwirkun-
gen mit Medikamenten füh-
ren können, insbesondere 
bei den oft sehr hohen Do-

sierungen.
Auch auf Nahrungsergän-

zungsmittel aus Pflanzenex-
trakten sollte verzichtet werden, 

wenn es keine medizinische Not-
wendigkeit dafür gibt. In einem Ex-

trakt werden Substanzen in viel höhe-
rer Dosis zu sich genommen, als man 
sie durch den Verzehr des „normalen“ 
Lebensmittels zuführen würde, wo-
bei Studien über die daraus resultie-
renden Wirkungen im Körper fehlen. 
Denn Nahrungsergänzungsmittel ge-
hören rechtlich zu den Lebensmitteln 
und nicht zu den Medikamenten und 
müssen daher auch nicht auf Wirkung 
und Nebenwirkung geprüft werden. 
Hier gilt immer, dass Vorsicht besser 
als Nachsicht ist und man sich vorher 
beim Arzt informieren sollte. Auch die 
Verbraucherzentrale hat viele hilfrei-
che Informationen zu diesem Thema.

Deutsche Gesellschaft
für Ernährung e. V.

Sektion Mecklenburg-Vorpommern

DGE-Ernährungskreis
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Das Telefon klingelt. Auf dem Display 
erscheint die 110, am Apparat – ein 
Polizeibeamter. Der Polizist erkundigt 
sich, ob Wertsachen in der Wohnung 
seien; man müsse diese in Sicherheit 
bringen bzw. Spuren sichern. Gleich 
würde deshalb ein weiterer Beamter 
vor der Haustür stehen, um die Wert-
sachen in Empfang zu nehmen.
So oder ähnlich versuchen derzeit 
Trickbetrüger im gesamten Bundes-
gebiet, vorwiegend ältere Menschen 
um ihre Ersparnisse zu bringen. So-
gar vermeintliche Haftbefehle wurden 
schon verschickt – mit dem Hinweis, 
diese seien nur durch das Zahlen einer 
hohen Summe abzuwenden. Die Fälle 
häufen sich.
„Die Betrüger geben sich am Telefon 
überzeugend als Polizisten, zum Bei-
spiel als Kommissare, aber auch als 
Staatsanwälte aus, um so auf perfide 
Weise das Vertrauen der Angerufenen 
– zumeist Senioren und Seniorinnen – 
zu gewinnen“, erläutert Gerhard Klot-
ter, Vorsitzender der Polizeilichen Kri-
minalprävention der Länder und des 
Bundes. Dabei nutzen die Täter eine 
spezielle Technik, die bei einem Anruf 
auf der Telefonanzeige der Angeru-
fenen die Polizei-Notrufnummer 110 
oder eine andere örtliche Telefonnum-
mer erscheinen lässt – obwohl die An-
rufer zumeist aus dem Ausland agie-
ren. 
Unter Vorwänden, wie beispielswei-
se: Die Polizei habe Hinweise auf ei-
nen geplanten Einbruch, gelingt es 
den Betrügern immer wieder, ihren 
Opfern mittels geschickter Gesprächs-
führung glaubwürdig zu vermitteln, 
dass ihr Geld und ihre Wertsachen zu 
Hause nicht sicher seien. Ein Polizist 
in Zivil werde vorbeikommen, um das 
gesamte Geld und sämtliche Wertsa-
chen „in Sicherheit“ zu bringen. Ein an-
derer Vorwand ist, dass die Ersparnis-
se auf untergeschobenes Falschgeld 
überprüft bzw. Spuren gesichert wer-

den müssten; ein Polizist komme vor-
bei und werde Geld beziehungsweise 
Wertsachen abholen. 
Auch auf die Konten und Bankdepots 
ihrer Opfer haben es die Betrüger ab-
gesehen. Mit dem Hinweis, die Bank-
mitarbeiter seien korrupt, sollen die 
Angerufenen ihre Konten und Bank-
depots leeren und einem Unbekann-
ten, der sich als Polizist ausgibt, über-
geben. Andere Betrugsopfer werden 
von der falschen Polizei dazu aufgefor-
dert, per Western Union Geld ins Aus-
land zu überweisen, damit eine an-
gebliche Betrügerbande festgenom-
men werden könne. Reagiert ein Op-
fer misstrauisch, wird es u. a. mit dem 
Hinweis, es behindere eine polizeili-
che „Aktion“, wenn es nicht mitmache, 
unter Druck gesetzt und eingeschüch-
tert. 
Besonders dreiste Täter gaben sich 
auch schon als Mitarbeiter des Bun-
deskriminalamts in „hochgeheimer 
Mission“ aus. Hatten sich ihre Opfer 
bereits bei der richtigen Polizei ge-
meldet, weil sie misstrauisch gewor-
den waren, kontaktierten die Täter 
ihr Opfer erneut, um es mit dem Hin-
weis, diese echte Polizei sei korrupt 
und würde die hoch geheime Opera-

tion des Bundeskriminalamts stören, 
zu verwirren. Dabei scheuten sich die 
Betrüger nicht, gefälschte Verpflich-
tungserklärungen zum Beispiel eines 
„informellen Mitarbeiters des Bun-
deskriminalamts“ oder ähnliche An-
schein-Dokumente zu verwenden, um 
ihr Opfer zu täuschen.
Neben den Anrufen wurden in jüngs-
ter Zeit sogar Haftbefehle verschickt 
mit der Aufforderung, die im Schrei-
ben genannte Geldstrafe zu bezahlen, 
ansonsten drohe die Inhaftierung.

Tipps der Polizei:
Die Polizei wird Sie niemals um Geld-
beträge bitten.
Die Polizei ruft Sie niemals unter der 
Polizeinotruf-Nummer 110 an. 
Das tun nur Betrüger. Sind Sie sich un-
sicher, wählen Sie die Nummer 110. 
Benutzen Sie dabei aber nicht die 
Rückruftaste, da Sie sonst möglicher-
weise wieder bei den Betrügern lan-
den, sondern wählen Sie die Nummer 
selbst. 
Sie können sich aber auch an das örtli-
che Polizeirevier wenden. Erzählen Sie 
den Beamten von den Anrufen. Am 
besten ist, wenn Sie die Nummer Ih-
rer örtlichen Polizeibehörde sowie die 
Notrufnummer 110 griffbereit am Te-
lefon haben, damit Sie sie im Zweifels-
fall selber wählen können.
Sprechen Sie am Telefon nie über Ih-
re persönlichen und finanziellen Ver-
hältnisse.
Lassen Sie sich am Telefon nicht un-
ter Druck setzen. Geben Sie Betrü-
gern keine Chance, legen Sie einfach 
den Hörer auf. Nur so werden Sie Be-
trüger los. Das ist keinesfalls unhöflich!
Auflegen sollten Sie, wenn:
• Sie nicht sicher sind, wer anruft. 
• Sie der Anrufer nach persönlichen 
Daten und Ihren finanziellen Ver-
hältnissen fragt, etwa ob Sie Bargeld, 
Schmuck oder andere Wertgegen-
stände im Haus haben. 

Vorsicht: Falscher Polizist am Telefon 
Trickbetrüger finden immer heimtückischere Tricks, um Angerufene zu verwirren

Projekt Seniorensicherheits
berater wird finanziert durch:

Weitere Informationen zum Lan-
desrat für Kriminalitätsvorbeugung 
und zu dessen Förderprogramm fin-
den Interessenten im Internet unter  
www.kriminalpraevention-mv.de
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• Sie der Anrufer auffordert, Bargeld, 
Schmuck oder andere Wertgegenstän-
de herauszugeben bzw. Geld zu über-
weisen, insbesondere ins Ausland.
• Sie der Anrufer unter Druck setzt.
• Der Anrufer Sie dazu auffordert, zu 

Fremden Kontakt aufzunehmen, zum 
Beispiel zu einem Boten, der Ihr Geld 
und Ihre Wertsachen mitnehmen soll.
Glauben Sie, Opfer eines Betrugs ge-
worden zu sein, dann wenden Sie sich 
sofort an die örtliche Polizeidienststel-

le und erstatten Sie Anzeige. Weitere 
Informationen zum Thema „Falscher 
Polizeibeamter“ finden Sie unter:
http://www.polizei-beratung.de/ 
themen-und-tipps/betrug/
betrug-im-namen-der-polizei� n

Seit 2013 bildet der Landesverband 
der Deutschen Alzheimer Gesell-
schaft Mecklenburg-Vorpommern e. 
V (DAlzG LV M-V) im Rahmen des Mo-
dellprojekts „Aufbau niedrigschwelli-
ger Betreuungs- und Entlastungsan-
gebote“ engagierte Helferinnen und 
Helfer für die Demenzbetreuung aus. 
17 Helferkreise wurden bereits aufge-
baut. Zur Vorbereitung bietet der Lan-
desverband eine kostenfreie Schu-
lungsreihe an, in der es um das Krank-
heitsbild Demenz geht, den Umgang 
und die besondere Kommunikation 
mit Demenzerkranken, um rechtliche 
Rahmenbedingungen sowie um die 
Leistungen der Pflegeversicherung. 
Auch das Selbstmanagement und die 
Situation der pflegenden Angehöri-
gen ist wichtiger Bestandteil der Aus-
bildung. Die Schulung wird vom Lan-
desamt für Gesundheit und Soziales 
und den Kranken- und Pflegekassen 
in Mecklenburg-Vorpommern aner-
kannt und unterstützt. Am Schluss 
erhalten die Teilnehmer ein Zertifikat 
als ehrenamtlicher Demenzhelfer.
Bärbel Ahrens aus Graal-Müritz pflegt 
ihre Mutter zu Hause. Dem Landes-
verband berichtete sie in Rostock: 
„Meine Mutter ist 76 Jahre alt und er-
hielt vor etwa fünf Jahren die Diag-
nose Demenz. Vor zwei Jahren starb 
mein Vater, und meine Mutter leb-
te trotz der Diagnose allein zu Hau-
se. Zunehmend habe ich mir immer 
größere Sorgen gemacht, weil sie 
mittlerweile vergaß, den Herd auszu-
schalten, zu essen vergaß oder maß-
los aß und Dinge des Alltags verleg-
te. Im Juni 2015 habe ich meine Mut-

ter zu uns geholt. Das war eine gute 
Entscheidung. Mein Mann und ich 
haben das Gefühl, dass wir sie beauf-
sichtigen müssen, damit nichts pas-
siert. Und das rund um die Uhr. Mei-
ne Mutter kann jetzt auch nicht mehr 
allein spazieren gehen, weil sie sich in 
der Umgebung nicht mehr zurecht-
findet. 
Vor kurzem hatte sie eine Phase, in der 
sie um vier Uhr aufstand, sich wusch, 
in ihr Zimmer setzte und so lange 
wartete, bis ich zu ihr kam – manch-
mal zwei Stunden lang. Seitdem ver-
suche ich immer, v o r meiner Mutter 
aufzustehen. Ich schaue, ob sie schon 
wach ist und hole sie zum Frühstück. 
Danach schaut sie fern. So habe ich 
eine bis zwei Stunden Zeit, um mei-
nen alltäglichen Aufgaben nachzu-
gehen. Mein Mann und ich sind noch 
berufstätig, deshalb haben wir in den 
Vormittagsstunden vier ehrenamtli-
che Helferinnen und Helfer, die uns 
(in der Woche abwechselnd) bei der 
Betreuung meiner Mutter tatkräftig 
unterstützen. Sie gehen mit ihr spa-
zieren, lesen oder basteln.“ 
Eine Mittagsruhe lehnt die Mutter ab. 
Nachmittags sitzt sie mit der Tochter 
und dem Schwiegersohn im Garten. 
Sie „begrüßt“ den Frosch und liest 
viel. Inzwischen ist ein funktionie-
rendes Hilfesystem entstanden. „Die 
Pflegekassen übernehmen einen 

Großteil der Finanzierung im Rahmen 
der Urlaubs- und Verhinderungspfle-
ge“, sagt Bärbel Ahrens. „Darüber hin-
aus erhalten wir monatlich einen Ent-
lastungsbetrag für Unterstützungs-
angebote im Alltag in Höhe von 125 
Euro. Das reicht aber bei weitem nicht 
aus, und deshalb finanziere ich weite-
re Unterstützungsangebote selbst.“
Sehr dankbar ist sie für die Unterstüt-
zungsangebote des Landesverbands 
des Deutschen Alzheimer Gesell-
schaft. Elvira Müller baute in Graal-
Müritz eine Schulung für pflegende 
Angehörige auf. Sie wird heute von 
Katja Zarm geleitet. Dass die Ange-
bote der Gesellschaft noch nicht in 
dem gewünschten Maß angenom-
men werden, begründet Bärbel Ah-
rens so: „Ich glaube, viele haben ein 
Problem damit, andere in die eigene 
Häuslichkeit zu lassen, in die eigene 
Privatsphäre. Ihnen sage ich: Haben 
Sie den Mut und lassen Sie die eh-
renamtlichen Helferinnen und Hel-
fer zu sich nach Hause kommen. Sie 
sind qualifiziert und wissen, was sie 
tun. Es ist für Sie ein echter Gewinn, 
auch wenn Sie befürchten, dass das 
Angebot vom Ihrem Erkrankten ab-
gelehnt werden könnte. Häufig lässt 
er sich umstimmen. Das habe ich in 
der Angehörigenschulung gelernt. 

Die richtige Ansprache ist wichtig 
Landesverband der Deutschen Alzheimer Gesellschaft bildet Helfer für Demenzbetreuung aus

Fortsetzung auf Seite 26
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Mit der feierlichen Eröffnung durch 
Manuela Schwesig starteten die Pfle-
gestützpunkte in Nordwestmecklen-
burg vor nun fast fünf Jahren ihre Ar-
beit. Seither gab es maßgebliche ge-
setzliche Veränderungen im Bereich 
der Pflege, und auch in Zukunft wird 
kein Stillstand aufkommen. Im gan-
zen Land steht der Pflegesektor vor 
großen Herausforderungen: Fach-
kräftemangel, geringe Dichte von 
barrierefreiem Wohnraum, schwieri-
ge Sicherstellung der Versorgung im 
ländlichen Raum und, ganz wichtig, 
wie wollen und können Menschen 
mit pflegerischem Bedarf oder Behin-
derungen in Würde leben? Und wie 
kann das finanziert werden?
Um den Menschen im Land eine Hil-
festellung bei der eigenen Vorsorge 
und Versorgung im Kontext der (dro-
henden) Pflegebedürftigkeit zu ge-
ben, gibt es die Pflegestützpunkte 
in ganz Mecklenburg-Vorpommern 
(siehe Infokasten). Sie vermitteln In-
formationen und Unterstützung – 
welche Ansprüche der Gesetzgeber 
auf Unterstützung vorgesehen hat 
und wie man den Alltag damit ge-
stalten kann. Über die Pflegestütz-
punkte lässt sich auf ein tragfähi-
ges Netzwerk an Dienstleistern zu-
greifen. In Nordwestmecklenburg 

kooperieren die Pflegestützpunkte, 
neben den Senioren- und Behinder-
tenbeiräten, mit dem Sana Hanse Kli-
nikum in Wismar. Das sichert den Pa-
tienten des Krankenhauses und den 
Klienten des Pflegestützpunkts eine 
lückenlose Beratung und Unterstüt-
zung. Zum Beispiel kann sicherge-
stellt werden, dass für im Kranken-
haus aufgenommene Anträge auch 
nach dem Aufenthalt ein Ansprech-
partner vor Ort zur Verfügung steht. 
Mitunter ist es im Krankenhaus nicht 
abschätzbar, wie sich der Hilfebedarf 
zu Hause entwickelt und ob es be-
reits sinnvoll ist, einen Pflegegrad zu 
beantragen. Dann können die Mitar-
beiter des Pflegestützpunkts im An-
schluss an die stationäre Behand-
lung bei den Menschen zu Hause ei-
ne ausführliche Beratung durchfüh-
ren und gegebenenfalls gemeinsam 
alles Weitere veranlassen.
Weitere Partner sind u. a. die Mehr-
generationenhäuser in Wismar und 
Kirchdorf. Gemeinsame Veranstaltun-

gen gehören ebenso zur Kooperation 
wie die Unterstützung beim Aufbau 
der Gruppen, in denen Ehrenamtli-
che jede Woche Menschen mit De-
menz betreuen. Diese vom Landes-
verband der Alzheimer Gesellschaft 
initiierten Projekte laufen bereits seit 
2014. Durch die gute Zusammenar-
beit steht sowohl den Ehrenamtli-
chen als auch den Betroffenen und 
Angehörigen ein Ansprechpartner 
zur Seite. Besonders in den vergan-
genen Jahren, mit ihren mehrfachen 
gesetzlichen Änderungen im Bereich 
der Pflegeversicherung, hat sich ein 
solides Vertrauensverhältnis entwi-
ckelt. Dieses möchten wir im kom-
menden Jahr zu unserem fünfjähri-
gen Jubiläum würdigen und planen 
daher im Mai und Juni 2018 Themen-
tage an unseren Standorten in Nord-
westmecklenburg. Bis dahin freuen 
wir uns auf Ihren Besuch!

Ihr Team der Pflegestützpunkte 
Nordwestmecklenburg

Ein tragfähiges Netz an Dienstleistern 
Pflegestützpunkte in Nordwestmecklenburg kooperieren mit Klinikum und Mehrgenerationenhäusern

Mit dem Betreuungsangebot haben 
die Erkrankten eine willkommene Ab-
wechslung im Alltag. 
Dass ich auf Katja Zarm getroffen 
bin, ist ein Glücksfall. Ich kann nun 
anders mit der Erkrankung meiner 
Mutter umgehen. Zuvor war ich hilf-
los. Ich konnte meiner Mutter nichts 
mehr erklären, ich konnte ihr keine 
Brücke mehr bauen. Ich war so ver-
zweifelt, dass ich sie in einer Pflege-
einrichtung unterbringen wollte, das 

aber war nicht die Lösung. Heute bin 
ich dankbar, dass ich an der Schu-
lung teilnehmen konnte. Sie vermit-
telte mir umfangreiches Wissen zum 
Krankheitsbild Demenz und gab mir 
einen Überblick über die vielen Un-
terstützungsangebote. Das Wichtigs-
te, was ich gelernt habe, ist, die Art 
meiner Ansprache zu ändern. Denn 
wenn mein erkrankter Angehöriger 
ungehalten reagiert, liegt es oft dar-
an, dass ich ihn mit der Komplexität 
des Gesagten oder mit der Sprechge-
schwindigkeit überfordere. Ich selbst 

kann etwas verändern, weil mein Ge-
hirn noch funktioniert. Von meinem 
erkrankten Angehörigen kann ich 
das nicht mehr erwarten. Menschen 
mit Demenz brauchen Geduld und 
Einfühlungsvermögen.“

Weitere Infos: Katja Zarm und Janine 
Grundmann-De Simone, Projektmit-
arbeiterinnen der Deutschen Alzhei-
mer Gesellschaft in Rostock; Tel. 0381 
– 208 754 02, E-Mail: k.zarm@alzhei-
mer-mv.de oder 0381 – 208 754 01 E-
Mail: j.grundmann@alzheimer-mv.de

Fortsetzung von Seite 25
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Lotsen, die selbst Rentner sind, helfen gern
Zum Welttag des Internets 
am 29. Oktober startete die 
Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Senioren-Organisatio-
nen bereits zum sechsten Mal 
die BAGSO-InternetWoche. 
Bis zum 12. November führte sie etli-
che Veranstaltungen zu den Themen 
Computer und Internet durch. Älteren 
Menschen eine möglichst selbststän-
dige und selbstbestimmte Lebensfüh-
rung und gesellschaftliche Teilhabe zu 
ermöglichen, ist eines der wichtigs-
ten Ziele der 1989 gegründeten BAG-
SO. Das Internet gewinnt dabei eine 
immer größere Bedeutung. Die BAG-

SO hat in den vergangenen 
Jahren zahlreiche Initiativen 
entwickelt, um älteren Men-
schen den Einstieg in dieses 
Medium zu erleichtern und 
ihre Medienkompetenz zu 

fördern, etwa durch den Einsatz tech-
nikaffiner Lotsen, die selbst bereits im 
Seniorenalter sind. Der 2008 erstmals 
erschienene Wegweiser durch die di-
gitale Welt konnte bereits mehr als 
300.000 Mal kostenlos verteilt werden. 
Mit Unterstützung des Bundesministe-
riums der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV) erscheint der Ratgeber 
in diesem Monat in achter Auflage.

Neben der Hilfestellung für ältere Inter-
netnutzerinnen und -nutzer stellt die 
BAGSO auch Forderungen an die Poli-
tik und die Unternehmen der Informa-
tions- und Kommunikationstechnik. 
Sie erwartet, dass Strategiekonzepte 
auf Bundes- und Landesebene zur Di-
gitalisierung der Gesellschaft um ver-
bindliche Ziele und konkrete Maßnah-
men für die digitale Bildung älterer 
Menschen ergänzt werden. Diese und 
weitere Forderungen sind in dem aktu-
ellen Positionspapier „Ältere Menschen 
in der digitalen Welt“ zusammenge-
fasst und im Internet unter
www.bagso.de zu finden.� n

Gesundheitskompetenz beeinflusst Gesundheitsverhalten

Nutzerfreundliche Onlineportale für ältere Menschen

Die Ergebnisse einer Studie zur Ge-
sundheitskompetenz der Bevölke-
rung in Deutschland, die an der Uni-
versität Bielefeld entstand, belegen, 
dass die Gesundheitskompetenz un-
mittelbar das Gesundheitsverhalten 
von Menschen beeinflusst. So hat eine 
niedrige Gesundheitskompetenz ei-
nen schlechteren subjektiven Gesund-

heitszustand und ein ungünstiges Er-
nährungs- und Bewegungsverhalten 
zur Folge. Prof. Dr. Doris Schaeffer von 
der Fakultät für Gesundheitswissen-
schaften erläuterte sie auf der BAGSO-
Jahrestagung in Dortmund. 
Die Vorträge auf der Zusammenkunft 
wiesen außerdem nach: Eine ausge-
wogene Ernährung führt zur Vermei-

dung auch ernährungsbedingter Er-
krankungen. Allen Menschen – vom 
ersten Lebenstag bis ins hohe Alter – 
sollte eine gesunde Lebensweise er-
möglicht werden. Eine zentrale Frage 
war auch, wie man besondere Ziel-
gruppen älterer Menschen, etwa sehr 
zurückgezogen lebende Seniorinnen 
und Senioren, erreichen kann.� n

Die Onlineportale „Gesund & aktiv älter 
werden“ und „Älter werden in Balance“ 
der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung sind von der BAGSO in Bonn 
als „nutzerfreundlich“ ausgezeichnet 
worden. Die beiden Internetangebote 
seien für Seniorinnen und Senioren eine 

hilfreiche Unterstützung im Alltag, die 
Anregungen zur Bewegungssteigerung 
zeigen sich interessant, und die Darstel-
lung der Übungen rege zum Mitma-
chen an, erklärte BAGSO-Vorsitzender 
Franz Müntefering. „Wir wissen aus zahl-
reichen Befragungen älterer Menschen, 

dass sie sich auch in Gesundheitsfragen 
zunehmend des Internets bedienen“, 
meinte er. „Flackernde Elemente und 
schwer nachvollziehbare Menüs wirken 
jedoch abschreckend, so dass viele äl-
tere Nutzerinnen und Nutzer die Seiten 
wieder schnell verlassen.“� n

Es gibt einen Warnhinweis: „Falsche Mails“
Derzeit werden E-Mails mit dem Be-
treff „Rechnung“ oder „Scan“ versen-
det, die u. a. das BAGSO-Pressereferat 

als Absender angeben. Diese E-Mails 
stammen nicht von der BAGSO und 
könnten Trojaner im Anhang enthal-

ten. Anhänge oder Links sollten auf 
keinen Fall geöffnet werden!� n
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Zu seiner dritten Mitgliederversamm-
lung traf sich der Seniorenbeirat des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim im 
Solitärgebäude des Landkreises in 
Parchim. Als Referent zum Schwer-
punktthema „Demografie und Alters-
arbeit“ konnte der Landtagsabgeord-
nete Dr. Wolfgang Weiß, Sprecher der 
Fraktion DIE LINKE für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Landesentwicklung, 
Infrastruktur, Religionen und Kirchen 
– einer der anerkannten Experten auf 
dem Gebiet der Demografie – gewon-
nen werden. 
Der demografische Wandel begann 
bereits in den siebziger Jahren, erläu-
terte Dr. Weiß. Um Lösungswege für 
die Politik zu finden, sei es notwendig, 
den Generationenwechsel in Zeit und 
Raum zu erfassen und zu verstehen. 
Er finde immer über einen längeren 
Zeitraum statt und beziehe sich auf 
eine Region, z. B. einen Landkreis, ein 
Bundesland oder die gesamte Repub-
lik. Um eine „ausgeglichene Bevölke-
rungsstruktur” zu erhalten, so Dr. Weiß 
weiter, sei es um so wichtiger, auch 
den Anteil von Frauen und Männern, 
die Infrastruktur, den ÖPNV, die sozia-
le Versorgung mit Kita-Plätzen, Schu-
len, Ärzten sowie auch vorhandene 
Arbeitsplätze in die Betrachtung ein-

zubeziehen. Außerdem spreche man 
von einer „regionalen Demografie”, die 
in Ost und West sowie in Ballungsge-
bieten und ländlichen Bereichen sehr 
unterschiedlich ausfällt. 
Es sei ein sehr komplexes Thema, äu-
ßerten übereinstimmend Barbara 
Borchert, Vorsitzende des Ausschus-
ses Familie, Gesundheit und Soziales 
des Kreistags, sowie Nico Conrad, Vor-
standsvorsitzender des Kreisjugend-
rings Ludwigslust-Parchim. Hier gehe 
es u. a. auch um die schrittweise kon-
sequente Umsetzung der Experten-

vorschläge im Landkreis mittels des 
noch zu beschließenden „Kreisent-
wicklungskonzepts 2030”. Dies werde 
nicht leicht sein und bedürfe großer 
Anstrengungen aller politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Kräfte, so Frau Borchert.
Über Handlungsfelder und die inhalt-
liche Struktur des „KEK 2030” sowie 
über die eingegangenen Vorschläge 
der Einwohner, Organisationen und 
Verbände des Kreises informierte Alex 
Samur, Mitarbeiterin im Fachdienst 
Regionalmanagement und Europa. 
Gerade wegen der Komplexität wer-
de das Konzept schrittweise und ge-
zielt umgesetzt. Gefordert seien dabei 
sowohl die Politik und die Wirtschaft 
als auch jeder Einzelne von uns, merk-
te Frau Samur an. Im Bereich der se-
niorenspezifischen Themen, wie der 
medizinischen Versorgung, der Mobi-
lität, Barrierefreiheit, Kultur sowie der 
Schaffung von modernen Wohnfor-
men für ein selbstbestimmten Lebens 
im Alter, ergäbe sich eine Vielzahl an 
Aufgaben für die gesamte Gesell-
schaft, so das Fazit der Vorsitzenden 
des Kreisseniorenbeirats, Ilona Mundt-
Schalk, am Ende der interessanten 
und informativen Veranstaltung.

Bernd Thieke/Anett Nuklies

„Regionale Demografie“ ist unterschiedlich
LANDKREIS LUDWIGSLUST-PARCHIM 

Ilona Mundt-Schalk, Vorsitzende des 
Kreisseniorenbeirats, bedankt sich bei 
Dr. Wolfgang Weiß für seine Ausfüh-
rungen.� Foto: Thomas Lüth

Innerhalb der 6. Greifswalder Senioren-
tage hatten die EWN-Senioren (ehema-
lige Mitarbeiter der Energiewerke Nord) 
zu einer Gesprächsrunde mit Oberbür-
germeister Dr. Stefan Fassbinder (Grü-
ne) eingeladen. Rund 80 Zuhörer wa-
ren gekommen, darunter Vertreter des 
Kreisseniorenbeirats Vorpommern-
Greifswald mit seinem Vorsitzenden 
Herbert Kautz. Die Themen reichten 
von Graffiti über Unkraut, Kleingarten-

pachten, reparaturbedürftige Straßen 
in der Stadtrandsiedlung, falsche Am-
pelregelung an einer Kreuzung und feh-
lende Radwege bis zu Hafengebühren 
für Segler. Auch ein wünschenswertes 
Stadtmuseum kam ins Gespräch, zumal 
der OB, selbst Historiker, vor längerem 
schon den Abschnitt der Greifswalder 
Nachkriegsgeschichte konzipiert hatte. 
Außerdem wurden Gedanken zu einem 
Technikmuseum angesprochen.

Nicht immer gab es die Antwort von 
Dr. Fassbinder. Einmal ging er auf die 
Frage vom Moderator gar nicht ein. Er 
wurde gefragt, warum die Stadt Flä-
chen für den Caravan-Stellplatz nicht 
verkaufe. Darauf antwortete der OB 
nicht, erklärte stattdessen, dass er 
über den Investor sehr verärgert sei. 
Die Ostsee-Zeitung meinte: „Schließ-
lich würden andere Investoren auch 
auf Pachtland investieren.“

Gesprächsrunden mit OB und Bundestagskandidaten
LANDKREIS VORPOMMERN-GREIFSWALD 
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Die Interessengemeinschaft Senio-
ren der Energiewerke Nord GmbH 
und des ehemaligen Kernkraftwerks 
Greifswald hatte, wie auch bei frühe-
ren Wahlen, zur Bundestagswahl die 
örtlichen Kandidaten zur Diskussion 
an zwei getrennten Tagen eingeladen. 
Im Juli kamen Kerstin Kassner von 
den Linken, die bereits eine Periode 
im Bundestag „hinter sich hatte“, und 
Philipp Amthor von der CDU, der erst-
mals kandidierte und nun mit 25 Jah-
ren als derzeit jüngster Abgeordneter 
mit Direktmandat im Bundestag sitzt. 
Trotz unterschiedlicher Standpunk-
te vermittelten beide ihre Einstellung 
zur Arbeit im Bundestag, in dem sie 
inzwischen sitzen. Leider musste sich 
der FDP-Kandidat entschuldigen. Im 
August empfingen wir Sonja Steffen 
als bereits altgediente Vertreterin der 
SPD, Patrick Meinhardt von der FDP 
und von der AfD Leif-Erik Holm, den 
ehemaligen Vorsitzenden der Land-

tagsfraktion. Die vierte Kandidatin, 
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, 
entschuldigte sich. Bis auf den Vertre-
ter der FDP wurden die restlichen drei 
Kandidaten gewählt.
Es war für uns ein interessanter Nach-
mittag. Nach den Statements konnte 
jeder Kandidat über Ziele und auch Er-
gebnisse berichten. Frau Steffen setz-
te sich für die Sanierung des Doms 
und für das Projekt Kultur- und Initia-
tivenhaus (Straze) ein. Sie sprach auch 
über kostenlose Kinderbetreuung, si-
chere Renten und gegen eine Erhö-
hung der Rüstungsausgaben. Zu letz-
teren musste ich Einspruch einlegen, 
denn meine beiden Söhne sind bei der 
Marine. Herr Meinhardt unterstützte 
mich mit den Worten: „Die deutsche 
Freiwilligenarmee müsse bestmöglich 
und nicht schlechter als andere aus-
gestattet werden.“ Er sprach über den 
„Akademikerwahn“ und auch über die 
Förderung beispielsweise der Kern-

fusionsforschung in Greifswald und 
sowie über eine Einwanderungsre-
gelung je nach Bedarf. Herr Holm kri-
tisierte die „ungesteuerte Massenzu-
wanderung nach Deutschland“ und 
sprach sich für unterstützende Maß-
nahmen rund um die Länder der 
Flüchtlinge aus, um diese dazu zu be-
wegen, in der Heimat zu bleiben. Er 
lobte die naturwissenschaftliche Aus-
bildung in der DDR und kritisierte den 
Kernenergieausstieg in Deutschland. 
In diesem Punkt hielt er sich an den 
Teil „Energie“ des Wahlprogramms sei-
ner Partei.
Das nächste Wahlforum wird im nächs-
ten Jahr sein, denn für den Landkreis 
Vorpommern-Greifswald wird eine 
neue Landrätin bzw. ein Landrat ge-
sucht, da die bisherige Amtsinhaberin, 
Dr. Barbara Syrbe, zu der wir einen gu-
ten Draht haben, in Rente gehen will.

Leonhard Bienert
Sprecher der EWN-Senioren

Am Ende gab es ein „Kapitäns-Dinner“

„Mit Freude in Schwung bleiben“ 
– unter diesem Motto fanden zum 
sechsten Mal die jährlichen Senio-
rentage in Greifswald statt. Zahlrei-
che Vereine und Verbände konnten 
für die Ausgestaltung und Durchfüh-
rung von Veranstaltungen rund um 
die Themen Kultur. Sport und Infor-
mation gewonnen werden. Durch ei-
nen von der Bürgerschaft gewährten 
finanziellen Zuschuss blieben fast alle 
Programmpunkte kostenfrei.
Erstes Highlight war die Eröffnungs-
veranstaltung im Rathaus mit einer 
Podiumsdiskussion zu den Themen 
Stadtentwicklung, Nahverkehr und 

Bezahlbarer und seniorengerechter 
Wohnraum in Greifswald. Rede und 
Antwort standen die Vorsitzenden der 
Wohnungsgesellschaften WVG, Klaus-
Peter Adomeit, und WGG, Jan Schnei-
dewind, die Behindertenbeauftrag-
te Monika Kind und die Greifswalder 
Bausenatorin Jeanette von Busse.
Ihr Interesse an der Arbeit des Se-
niorenbeirats Greifswald bekunde-
ten allein durch ihre Anwesenheit 
die Vorsitzenden des Kreis- und des 
Landesseniorenbeirats, Herbert Kau-
tz und Bernd Rosenheinrich, der ex-
tra aus Schwerin angereist war und 
sich in die Diskussion einbrachte. Im 

Anschluss sorgte Leif Tennemann für 
Unterhaltung.
Sportliche Betätigung wie Frisbee-
Scheiben werfen, Walking, Fit durch 
Radfahren mit Wissensquiz, bei de-
nen auch das regnerische Wetter die 
Teilnehmer nicht schreckte, waren 
gut besucht. Die Ausstellung mit Akti-
onen rund um das Thema „Mobil und 
sicher im Alter – Hilfe für zuhause und 
unterwegs“ durch die Initiative Leben 
und Wohnen im Alter (ILWIA e.V.) war 
ebenfalls ein voller Erfolg. Neben vie-
len weiteren Veranstaltungen und 

Fortsetzung auf Seite 30
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Aktivitäten wurden die Seniorentage 
im Boddenhus Greifswald mit einem 
„Kapitäns-Dinner“ beendet.

Alles in allem waren sind die Senio-
rentage von den Interessierten gut 
angenommen worden. Die positive 
Resonanz sowohl von den mitwir-
kenden Veranstaltern als auch den 

Teilnehmern bestätigten das vom Se-
niorenbeirat erstellte Programm und 
dessen Arbeit.

Anita Weiß
Mitglied des SB-Vorstands

Fortsetzung von Seite 29

Rückblick auf 15 Jahre Seniorenbeirat Seebad Ueckermünde 

Der Seniorenbeirat Seebad 
Ueckermünde besteht seit 
2002. Im September beging 
er mit einer Feierstunde, zu 
der auch Gäste eingeladen 
waren, sein 15-jähriges Beste-
hen. Schauen wir zurück, so 
können wir einschätzen, dass 
sich der Seniorenbeirat aktiv 
und ehrenamtlich für die alten 
und älteren Bürger einsetzt. In 
vielen abwechslungsreichen 
Veranstaltungen haben wir 
versucht, allseitig über unse-
re Aufgaben und Aktivitäten 
zu informieren. Schwerpunk-
te waren stets die Sicherheit, die Be-
treuung, Pflege, das Wohlbefinden 
und die Versorgung der Senioren in 
den Betreuungseinrichtungen. Eine 
Reihe von Senioren bzw. ihre Ange-
hörigen konnten wir schon bei der 
Auswahl eines Heimplatzes beraten. 
Die Zusammenarbeit mit der Stadt-
verwaltung, der Polizei dem Pflege-
stützpunkt Pasewalk und den Ver-
einen wirkte sich positiv auf unsere 
Arbeit aus. Besonders bei den Ver-
anstaltungen zur Verkehrssicherheit 
und bei den Vortragsreihen der Se-

niorensicherheitsberater von der 
Kriminalpolizei zu Themen, wie En-
keltrick, Einbrüche und sonstige Be-
trugsversuche ging und geht es uns 
um die Sicherheit der Bürger. Mit 
diesen Veranstaltungen wollen wir 
sie aufklären und schützen. Bei den 
Erfahrungsaustauschen mit den Se-
niorenbeiräten Strasburg, Anklam, 
Eggesin und den Senioren des EWN 
Greifswald/Lubmin sowie bei der 
Besichtigung von Seniorenpflege-
einrichtungen konnten wir vor Ort 
Erfahrungen für unsere Arbeit sam-

meln. Wir stellten fest, dass in 
jedem Seniorenbeirat unter-
schiedliche Arbeit, stets aber 
im Interesse der Senioren, ge-
leistet wird.
Der Seniorenbeirat und der Be-
hindertenverband werden bei 
der Schaffung von bestimm-
ten Baumaßnahmen, wenn es 
um altersgerechten und barri-
erefreien Wohnraum geht, zu 
Rate gezogen. Damit werden 
das Seniorenmitwirkungsge-
setz des Landes und das Se-
niorenleitbild der Stadt er-
folgreich umgesetzt.  Mit dem 

„Seniorenwegweiser“ gaben wir den 
Bürgern ein Dokument in die Hand, 
aus dem sie sich über Kulturangebo-
te, Einkaufsmöglichkeiten oder me-
dizinische Versorgung informieren 
können. Einen entscheidenden An-
teil hat der Seniorenbeirat auch dar-
an, dass Ueckermünde in den Jahren 
2007 und 2009 als „Seniorenfreund-
liche Kommune“ ausgezeichnet wer-
den konnte. 

Manfred Quägber 
Vorsitzender

Joachim Trikojat, stellvertretender Bürgermeister des 
Seebads Ueckermünde und Seniorenbeauftragter, 
gratuliert dem SB-Vorsitzenden Manfred Quägber. 
� Foto: Marlen Deutsch

In Pasewalk gibt es drei Arbeitsgruppen

Mit einem Faltblatt macht der Senio-
ren- und Behindertenbeirat der Stadt 
Pasewalk auf sich aufmerksam. Den 
Vorsitz hat Carola Kapitzke inne, ihre 
erste Stellvertreterin ist Renate Kroll, 
die zweite Brigitte Klüver. Hinzu kom-
men Ingrid Sosoth als Schatzmeiste-
rin und Karla Klug als Schriftführerin. 
Es gibt drei Arbeitsgruppen: Die ers-
te, geleitet von Renate Kroll, ist für 

Bildung und Schulungen für Senio-
ren zuständig; sie organisiert Weiter-
bildungsveranstaltungen, führt sie 
durch und ist außerdem für Präven-
tion, Gesundheit und Bewegung ver-
antwortlich. Die Arbeitsgruppe 2 (Lei-
terin Karla Klug) beschäftigt sich mit 
der Gestaltung eines seniorenfreund-
lichen Umfelds und bietet Orts- und 
Stadtbegehungen an. 

Der dritten Arbeitsgruppe unter Vor-
sitz von Brigitte Witte obliegt die 
Pressearbeit sowie der Erfahrungs-
austausch mit dem Senioren- und 
Behindertenbeirat des Kreises Vor-
pommern-Greifswald. Sie führt die 
Chronik des Beirats, wertet die Info-
Boxen aus und vertritt die Interessen 
der Senioren und Behinderten vor 
dem Stadtparlament. � n
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Ratgeber wurde aktualisiert

„Wir sehen die geballte Lebenser-
fahrung Älterer als wertvollen und 
unverzichtbaren Schatz, den es zu 
bewahren gilt.“ Das hebt der Vorsit-
zende des Neubrandenburger Seni-
orenbeirats, Peter Lundershausen, in 
seinem Vorwort zum aktualisierten 
Ratgeber „Älter werden in Neubran-
denburg“ hervor, für den der Beirat 
verantwortlich ist. Eine zunehmend 

älter werdende Gesellschaft brin-
ge auch Herausforderungen hervor, 
„aber dies als lästiges Problem zu 
verstehen ist demütigend und wür-
digt die dahinterstehenden Lebens-
leistungen nicht“. Dem stimmt auch 
Oberbürgermeister Silvio Witt zu und 
ermuntert in seinem Grußwort, sich 
aktiv einzubringen und die Angebote 
des Ratgebers zu nutzen: „Die Stadt 

Neubrandenburg braucht das Wissen 
und die Erfahrungen aller Generatio-
nen.“
Detaillierte und reich bebilderte In-
formationen gibt es zu örtlichen Be-
gegnungsstätten und Treffpunkten, 
zu Pflegestützpunkten und Pflege-
heimen, zu Pflegediensten und Mehr-

Im Jahr 1990 hat die UN Generalver-
sammlung den 1. Oktober zum Welt-
tag der älteren Menschen erklärt, seit 
1991 wird er am 1. Oktober began-
gen. In der Hansestadt Rostock luden, 
wie in den vergangenen Jahren auch 
schon, der VdK-Ortsverband und der 
Seniorenbeirat Seniorinnen und Se-
nioren ein, diesen Tag gemeinsam zu 
begehen, um auf noch vorhandene 
Defizite im Umgang mit den älteren 
Bürgerinnen und Bürgern der Stadt 
hinzuweisen – aber auch, um den 

Blick auf schon Erreichtes zu richten. 
Freundlich unterstützt wurden die Ak-
teure vom Gesundheitsamt der Han-
sestadt.
Nach der Begrüßung durch den Sena-
tor für Jugend, Soziales und Asyl, Stef-
fen Bockhahn, Stellvertreter des Ober-
bürgermeisters, wurde der Film „Bis 
zum Horizont, dann links“ gezeigt, der 
sich auf nicht ganz ernst zu nehmende 
Art und Weise mit dem Alltag in Pfle-
geeinrichtungen auseinandersetzt, 
und der von den Gästen mit Humor 

aufgenommen wurde.
Bei Kaffee und Kuchen, begleitet von 
anregenden Gesprächen und Dis-
kussionen, ging dieser zum dritten 
Mal durchgeführte Tag der Älteren 
zu Ende. Auf eine Wiederholung im 
nächsten Jahr können sich die älteren 
Rostocker bereits jetzt freuen, denn 
der 1. Oktober ist fester Bestandteil im 
Terminkalender von VdK und Senio-
renbeirat.

Erika Drecoll
Vorsitzende des Seniorenbeirats

„Leben im Alter – Sorge und Mitverant-
wortung in der Kommune“ – das war 
das Thema der September-Sitzung des 
Neubrandenburger Seniorenbeirats. 
„Nachdem uns hierzu im Februar die 
Stadtverwaltung ihren Standpunkt 
dargelegt hatte“, heißt es im Info-Blatt 
4/2017 des Beirats, „wollten wir dies-
mal hören, wie die einzelnen Fraktio-
nen der Stadtvertretung und die ein-
zelnen Parteien ihre Einordnung für 
die Älteren vorgenommen haben.“ Er-
schienen waren neben der Stadtprä-
sidentin Irina Parlow Dr. Diana Kuhk, 
Fraktionsvorsitzende der CDU, Toni 
Jaschinski, Fraktionsvorsitzender DIE 

LINKE, Prof. Dr. Roman Oppermann 
(SPD), Stellvertreter der Stadtpräsiden-
tin, sowie Andreas Wegner, Bündnis 90 
/ Die Grünen / Piratenpartei.
Neubrandenburg ist als seniorenfreund-
liche Kommune gut aufgestellt. Trotz-
dem gibt es noch Verbesserungsbedarf, 
etwa bei der Versorgung mit Fachärz-
ten, beim ÖPNV, bei den Treffpunkten 
für Mittagstische, bei den Radwegen 
oder bei kulturellen Veranstaltungen 
am Nachmittag. „Die Generationen ent-
fernen sich zunehmend voneinander“, 
heißt es im Bericht des Seniorenbeirats, 
der Begriff „Nachbarschaftshilfe“ sei 
deshalb ganz wörtlich zu nehmen.

Die Sozialplanerin der Stadt, Frau Lö-
venich, stellte die „Auswertung der 
Befragung der Nutzung der Senio-
renbegegnungsstätten“ vor. Von 400 
ausgegebenen Fragebögen wurden 
300 zurückgegeben. Die durchschnitt-
liche Zufriedenheit lag bei 87 Prozent. 
Die Mobilität der Befragten war hin-
gegen nicht so hoch wie erwartet. Ge-
nutzt werden hauptsächlich Einrich-
tungen der näheren Umgegend. Das 
ehrenamtliche Engagement lässt sich 
durch mehr Motivierung und die Un-
terbreitung passender Angebote wei-
ter steigern. � n

Tag der Älteren zum dritten Mal

Was die Stadtvertreter dazu meinen

HANSESTADT ROSTOCK

LANDKREIS MECKLENBURGISCHE SEENPLATTE

Fortsetzung auf Seite 32
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generationshäusern. Breiten Raum 
nehmen Wohnen im Alter, Kultur und 
Sport sowie Selbsthilfemöglichkeiten 
ein, auch Friedhöfe und Bestattungs-

wesen gehören dazu. Sicherheit, Se-
niorengärten und die Neubranden-
burger Tafel e. V. vervollständigen die 
Thematik.
Auf der Herbsttagung des Landesse-
niorenbeirats im Oktober in Banzkow 

bei Schwerin stellte der Seniorenbei-
rat der Vier-Tore-Stadt auch eigene 
Flyer vor, in denen er sich detailliert 
vorstellt und zum Mitwirken, Mitge-
stalten und Mitbestimmen einlädt: 
„Willst auch Du dabei sein?“� n

Fortsetzung von Seite 31

Anfang Oktober nahmen Schweriner 
Seniortrainerinnen des Seniorenbü-
ros und Vertreter des Seniorenbeirats 
unter Leitung des Beiratsvorsitzenden 
Siegfried Schwinn in der polnischen 
Partnerstadt Pila an der 19. Internati-
onalen Seniorenbegegnung teil. Sie 
übergaben dem dortigen Bürgermeis-
ter ein Grußschreiben des Oberbür-
germeisters Dr. Rico Badenschier und 
ein Bild des Schlosses. Eingeladen hat-
te der Verein Pro Senior, den es dort 
seit 16 Jahren gibt.
Deutlich wurde: In Europa werden 
die Menschen immer älter: In einigen 
Jahren ist jede vierte Person ein Seni-
or. Dies stellt die Politik vor eine neue 
Herausforderung, auf die wir uns ein-
stellen und auch die Jugend mit ein-
beziehen müssen. Senioren haben ein 
moralisches Recht darauf, Hilfe zu er-
halten. Das gilt nicht nur für die Kin-

der, auch der Staat muss sich küm-
mern. Eindrucksvoll wurde erläutert, 
dass sich die Senioren weiterentwi-
ckeln und heute ein anderes Potenzi-
al bieten als noch vor 20 Jahren – sie 
können die Wirtschaft unterstützen, 
aber dann muss man sie auch fördern.
Den Teilnehmern wurden verschiede-
ne Formen der Aktivierung und Pfle-
ge vorgestellt: Pila beispielsweise hat 

ein Aktivierungszentrum geschaffen, 
wo die Senioren kostenlos in verschie-
denen Arbeitsgemeinschaften, etwa 
in Mal-, Handarbeits- und Fotozirkel 
oder im Computerclub, tätig sein kön-
nen. Außerdem gibt es verschiedene 
Sportgruppen. Der Verein Arche in der 
Stadt konzentriert sich auf die Famili-
enpflege zu Hause. Vorgestellt wurde 
auch das Projekt einer Wohneinrich-
tung für pflegebedürftige Senioren.
Siegfried Schwinn hob in seinem Vor-
trag hervor, dass es in Mecklenburg-
Vorpommern laut Gesetz ein Senio-
renmitwirkungsrecht gibt. Er sprach 
aber auch von Altersarmut, Pflege-
notstand und fehlenden barrierefrei-
en Wohnungen. Es waren vier hoch-
interessante und lehrreiche Tage der 
Begegnung mit polnischen und russi-
schen Senioren und Fachleuten.

Manfred Augsten

Internationale Begegnung in der Partnerstadt Pila
LANDESHAUPTSTADT SCHWERIN 

Siegfried Schwinn bei seinem Vortrag

Volkssolidarität bietet Musterwohnung mit Technik-Hilfe

Bärbel Meyer ist beeindruckt. Nur zur 
Probe legt sich die rüstige Rentnerin 
in ein Pflegebett und lässt sich von 
Sensoren abtasten. „Was es nicht alles 
gibt!“, sagt sie bei ihrem Besuch der 
neuen Musterwohnung in der Fried-
rich-Engels-Straße 40 im Schweri-
ner Stadtteil Großer Dreesch.. Für das 
ehrgeizige Projekt hat der Landesver-
band der Volkssolidarität schon kurz 
nach Eröffnung der Einrichtung im 
Sommer den Landespräventionspreis 
im Gesundheitsbereich erhalten. 
Bärbel Meyer ist besonders vom voll-
automatischen Lichtsystem ange-

tan. „Das beleuchtet mir den nächtli-
chen Weg ins Bad ja von ganz allein“, 
sagt sie. Die Rentnerin wohnt gleich 
nebenan. Ihre Wohnung sei wirklich 
gemütlich, aber ein bisschen senio-
rengerechter könnte sie schon sein, 
meint sie. Mit der Musterwohnung, 
der angeschlossenen Begegnungs-
stätte „Friedrichs“ und dem neuen 
ambulanten Pflegedienst „Die Pflege-
füchse“ will der Landesverband der 
Volkssolidarität einen Rundumser-
vice für ältere Menschen in dem Plat-
tenbaugebiet anbieten.
„Senioren bekommen bei uns quasi 

alles aus einer Hand“, erklärt VS-Lan-
desgeschäftsführerin Kerstin Liebich. 
„Der Hausnotruf gibt ihnen Sicher-
heit zu Hause. Die Musterwohnung 
zeigt ihnen Lösungen, wie sie so lan-
ge wie möglich selbstständig in ihren 
eigenen vier Wänden leben können. 
Der ambulante Pflegedienst ermög-
licht eine Pflege zu Hause. Und die 
Begegnungsstätte lädt zur Gemein-
schaft ein, um soziale Isolation und 
Einsamkeit möglichst nicht aufkom-
men zu lassen.“
Ralf Glück, Chef des VS-Hausnotrufs, 
führt durchs Haus. Notrufsystem, 
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Pneumatiktaster, Falldetektor – die 
Auswahl ist groß, die Bedienung seni-
orenleicht. „Wir haben für viele Notsi-
tuationen die richtige Lösung“, erklärt 
der Fachmann. Um die Hemmschwel-
le hinsichtlich Technik zu senken, hat 
die Volkssolidarität eine ganz nor-

male Plattenbauwohnung senioren-
gerecht umgebaut und mit allerlei 
technischen Raffinessen ausgestat-
tet. Bärbel Meyer probiert in der Mus-
terwohnung noch einiges aus. Ob sie 
sich entscheiden kann? „Ich bin auf 
jeden Fall am Überlegen“, sagt sie. 

Die Musterwohnung in der Friedrich-
Engels-Straße 40 dienstags und don-
nerstags von 9 bis 16 Uhr oder auch 
nach Vereinbarung besichtigt wer-
den – Tel. (0385) 30 34 7303.

Juliane Fuchs

Ehrung mit Feierstunde für jahrelange Mitgliedschaft

Der Ortsverbandsvorstand der Ei-
senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) in Schwerin hatte kürzlich sei-
ne Jubilare eingeladen, um sie für 
ihre langjährige Mitgliedschaft in der 
Gewerkschaft zu ehren. Es ging um 
vier Mitgliedschaften von 70 Jahren. 
Gewürdigt wurden auch die Jubilä-
en 25, 40, 50 und 60 Jahre. Unter der 
Leitung von Siegfried Döge kümmert 
sich die EVG liebevoll um ihre ehema-
ligen Eisenbahner. Die Ortssenioren-
leitung führt in der Landeshauptstadt 
regelmäßig Treffs durch. Hier werden 
soziale, gewerkschaftliche sowie po-

litische Themen besprochen. Einmal 
vierteljährlich werden alle Mitglieder 
der Gewerkschaft zu einem Senioren-
treff eingeladen.
Der Vorstand des Ortsverbands mit 
Detlef Matschke zeigte den Gästen 
der Feierstunde einen Film über den 
Verlauf und das Geschichtliche der Ei-
senbahn. Gespräche aus der vergan-
genen Arbeitszeit – das gehörte auch 
dazu. Mit einem großzügigen Prä-
sentkorb im Arm wurde glücklich die 
Heimreise, zum Beispiel nach Wismar, 
angetreten.

Karin Lechner
Detlef Matschke (rechts) vollzog die Eh-
rungen.

Landwirt Piet Ritsema erklärt Mitglie-
dern des Seniorenbeirats die Milchvieh
anlage in Reimershagen.

Auf der Vorstandssitzung am 9. Okto-
ber befassten wir uns mit den noch 
anstehenden Aufgaben für 2017. Dazu 
gehörten eine „Landpartie“ zum Land-
wirtschaftsbetrieb der Familie Ritsema 
in Reimershagen, die Vorbereitung 
des Jahresberichts und die Jahresab-
schlussveranstaltung am 20.Novem-
ber, die Beratung mit dem Sozialaus-
schuss sowie der Ausblick auf 2018.
Familie Ritsema bereitete uns in Rei-
mershagen einen herzlichen Emp-
fang, und wir erhielten umfangrei-
che Informationen zur Entwicklung 
des Milchviehbetriebs. Ein toller Tag 
für Alle – wir sagen: Herzlichen Dank! 
Eine sehr wichtige Erkenntnis nahmen 
wir mit: Die Familie führt ihren Betrieb 
sehr sozial eingestellt, und wir konn-
ten uns davon überzeugen, dass es 
hier auch gelebte Integration gibt.

Ein schönes Erlebnis brachte der 17. 
Oktober. Auf Initiative von Frau Rein-
holdt und weiterer Frauen der Kleider-
kammer steckten wir, gemeinsam mit 
dem Stadtvertreter Frank Eilrich, Zwie-
belpflanzen (Tulpen, Osterglocken 
und Narzissen) am Ausblick und ent-
lang des Seniorenwegs. Danach gab 

es Kaffee und Kuchen sowie ein anre-
gendes Gespräch mit dem Stadtver-
treter. Am Abend fand eine gemein-
same Beratung von Sozialausschuss 
und Seniorenbeirat zur künftigen Zu-
sammenarbeit der Generationen in 
der senioren-, kinder- und jugend-
freundlichen Stadt Krakow am See 
statt. Hierzu machte Jürgen Poleratzi, 
Ehrenvorsitzender des Seniorenbei-
rats, den Vorschlag, im kommenden 
Jahr einen ersten Generationsdialog 
mit Persönlichkeiten der Stadt durch-
zuführen. Das wäre eine Grundlage 
für die Erstellung des Gesamtkonzepts 
zur Zusammenarbeit aller Vereine, der 
Schule, den Kitas, von Unternehmen 
und der Politik mit den Kindern und 
Jugendlichen in der seniorenfreundli-
chen Stadt.

Seniorenbeirat Krakow am See

Ein aktionsreicher Oktober des Seniorenbeirats Krakow am See
LANDKREIS ROSTOCK
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Seniorensport ist so beliebt wie nie 
zuvor, die Nachfrage nach Senioren-
sportgruppen steigt stetig. Das An-
gebot der Sportvereine im Landkreis 
Nordwestmecklenburg und in der 
Hansestadt Wismar ist vielfältig, und 
viele Seniorinnen und Senioren möch-
ten gern teilnehmen. Leider sind mitt-
lerweile die Teilnehmerkapazitäten 
der Kurse erreicht, so dass keine weite-

ren Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
aufgenommen werden können. 
Der Kreisseniorenbeirat hat sich kurz-
fristig mit dem Kreissportbund Nord-
westmecklenburg darauf verstän-
digen können, dass zeitnah weitere 
Angebote geschaffen werden sollten. 
Daher werden alle Interessierten ge-
beten, sich beim Kreissportbund zu 
melden. Und unter dem Motto „Sport 

verbindet“ übernimmt der Kreissport-
bund die Koordination zur Einrich-
tung weiterer Sportkurse. Infos: Kreis-
sportbund Nordwestmecklenburg e. 
V., Ansprechpartner sind Kerstin Groth 
und Thomas Meyer, Telefon: (03841) 
32 65 88 0, E-Mail: info@ksb-nwm.de. 
Internet: http://www.ksb-nwm.de

Karin Lechner

Seniorensportgruppen: Neue Kurse werden gebraucht 
LANDKREIS NORDWESTMECKLENBURG

Wismar im Rennen um den Deutschen Engagementpreis 2017

Ein Treffpunkt auch in der Altstadt

Jährlich zeichnet der Deutsche Enga-
gementpreis freiwillig engagierte Men-
schen und Organisationen aus und 
würdigt den Einsatz für eine lebens-
werte Gesellschaft. Die Vorsitzende des 
Kreisseniorenbeirats, Karin Lechner aus 
Wismar, Botschafterin der Wärme 2017, 
wurde dafür vom Verbundnetz der 
Wärme vorgeschlagen, einem von ins-
gesamt 232 Ausrichtern von Engage-
ment- und Bürgerpreisen. Bundesweit 
waren 685 herausragend engagier-
te Menschen und ihre Organisationen 
für diesen Dachpreis nominiert. Karin 

Lechner beteiligte sich in der Katego-
rie „Generationen verbinden“ und ge-
wann den mit 5.000€ dotierten Preis. 
„Eine solche Arbeit kann man nie al-
lein bestreiten“, meinte Karin Lech-
ner. „Man braucht dazu Netzwerke 
mit vielen Mitstreitern.“ So mietete 
sie die Kogge im Wismarer Hafen, um 
mit Vertretern aus Vereinen und Ver-
bänden weiterhin den Dialog zu füh-
ren. Sie bedankte sich recht herzlich 
für die geleistete ehrenamtliche Ar-
beit: „Wir wollen gemeinsam unsere 
Arbeit weiterführen.“ 

Alle waren sich einig: „Wir wollen nicht 
nur helfen, sondern wir möchten auch 
verändern!“ Bei herrlichem Segelwet-
ter erreichten nach drei Stunden alle 
glücklich den Heimathafen.
Der Deutsche Engagementpreis stärkt 
die Anerkennung von freiwilligem En-
gagement und würdigt den Einsatz 
für eine lebenswerte Gesellschaft. Als 
Dachpreis macht er das bürgerschaft-
liche Engagement der Menschen in 
Deutschland und all jene, die dieses 
Engagement durch die Verleihung 
von Preisen ehren, sichtbar.� kl 

Im November trafen sich in Gadebusch 
Interessierte, die im Veranstaltungsge
bäude der Museumsanlage einen Treff-
punkt für Seniorinnen und Senioren 
aus der Altstadt einrichten wollen. Elli 

Brusch, die Vorsitzende des Senioren-
beirats, erhofft sich davon ähnliche 
Möglichkeiten, wie sie schon im Neu-
baugebiet herrschen: gemeinsames Sin-
gen, Basteln und andere Aktivitäten. Die 

Leitung würde Brigitte Schmidt über-
nehmen. Sie war ehemals Sekretärin am 
Gadebuscher Gymnasium und möchte 
auch im Ruhestand noch tätig sein – sie 
häkelt, strickt, backt und kocht gern. � n

Es war ein ereignisreiches Jahr für 
den Seniorenbeirat der Stadt Sass-
nitz – sowohl im personellen Bereich 
(Vorstand) als auch auf politisch-ge-
sellschaftlicher Ebene (Wahlen in der 
Bundesrepublik). Das hatte zur Fol-

ge, dass 14 gemeinsame Vorstandssit-
zungen bzw. Arbeits- und Projektge-
spräche stattfanden, der Einfachheit 
halber meist zusammen mit der Seni-
orenwählergemeinschaft.
Es wurden acht Mitgliederversamm-

lungen zu verschiedenen Themen 
durchgeführt, zum Teil auch zusam-
men mit den Mitgliedern des Senio-
renbeirats der Insel Rügen. Wichtig 
war auch ein Projekttag zur generel-
len Arbeit der Seniorenbeiräte, zusam-

Sassnitz – ein Rückblick auf dieses Jahr
LANDKREIS VORPOMMERN-RÜGEN
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men mit den Seniorenbeiräten von 
Binz und Putbus.
Im Juli fand eine viel beachtete Mit-
gliederversammlung im Saal des Rat-
hauses zum Thema „Wo drückt der 
Schuh?“ statt, an dem 25 Bürger und 
Bürgermeister Frank Kracht, seine 
Stellvertreterin Gabriele Thiele und 
die Leiterin des Bauamts, Claudia Kle-
mens, teilnahmen. Hier konnten im 
direkten Frage-Antwort-Verfahren 
Klärungen erreicht werden bzw. Ver-
einbarungen über die weitere Verfah-
rensweise. Allerdings konnten auch 
einige Dinge „korrigiert“ werden, die 
sachlich falsch dargestellt worden 
waren. Wichtig war zu erreichen, dass 
bei den die Allgemeinheit bzw. die 
Bürgerschaft betreffenden Vorhaben 
eine rechtzeitige Einbeziehung Al-
ler erfolgt, um unnötige Reibereien 
zu vermeiden. Dazu herrschte volle 
Übereinstimmung, was auch von ei-
nigen Bürgern als erfreulich bezeich-
net wurde. 
Die Mitgliederversammlung war mit 
einer Prioritätenliste vorbereitet wor-
den, die den Bürgern bekannt war 
und die der Verwaltung zur Abarbei-
tung rechtzeitig vorlag. Anfang Mai 
wurde Gerd Slowy einstimmig zum 
neuen Vorsitzenden gewählt, zuvor 

erhielt Eugen Kozik als Dank für seine 
langjährige Tätigkeit das Ehrenamts-
diplom des Landes. Gleichzeitig wur-
de er zum Ehrenvorsitzenden ernannt. 
Andreas Pfaffe wurde einstimmig zum 
Stellvertreter gewählt. 
Nächster organisatorischer Höhe-
punkt war die Vorbereitung und 
Durchführung des „Internationalen Ta-
ges der Senioren“, zusammen mit dem 
Tag der Sicherheit, im September im 
Stadthafen Sassnitz. Das Ganze war 
nur möglich durch die erfreuliche Hil-
fe der Stadtverwaltung, des Senioren-
beirats des Landkreises und des Se-
niorenbeirats der Insel Rügen sowie 
durch weitere Seniorenbeiräte. Trotz 
des schlechten Wetters war es eine 
gelungene Veranstaltung. Allen Or-
ganisatoren, dazu Polizei, Hundestaf-
fel, Feuerwehr, Fahrradkodierung, DRK 
und den Seenotrettern sei herzlichst 
gedankt. Teilgenommen hatten 66 Se-
nioren der Insel Rügen und rund 130 
Besucher und Gäste. Die nächste Ver-
anstaltung dieser Art wird 2019 statt-
finden, da 2018 der Ehrenamtsball 
ansteht. Zwischenzeitlich wurde an 
mehreren Fachtagungen und Weiter-
bildungsmaßnahmen teilgenommen, 
die zum Teil in Schwerin, Stralsund 
und Rostock stattfanden. 

Der Vorstand des Seniorenbeirats ist 
derzeit dabei, seine Satzung zu än-
dern. In allen Dokumentationen und 
Veröffentlichungen ist immer die 
Rede davon, dass nur Mitglied wer-
den kann, der wenigstens das Alter 
von 55plus hat. Diese Definition ist 
nirgendwo wissenschaftlich hinter-
legt und rechtlich zu erfassen. Wir sind 
der Meinung, dass Ehrenamtsarbeit in 
Zeiten, in denen viele jüngere Men-
schen aus unterschiedlichen Grün-
den keiner geregelten Arbeit nachge-
hen können, auch ihnen offen stehen 
sollte. Der Jahresbericht soll nicht en-
den, ohne denen Dank zu sagen, die 
uns durch großzügiges Sponsoring 
die Arbeit erst möglich machen. Dazu 
gehören die Bäckerei Peters, der Ge-
tränkehandel Becker Sagard, Mukran-
Port und viele Privatpersonen. Gene-
rell stellte der Seniorenbeirat fest, dass 
in diesem Jahr der Fahrradverkehr be-
sonders ungeordnet in der Stadt ver-
lief und dass Autofahrer die Vorschrif-
ten der StVO nicht so genau nehmen 
(Fahren entgegen der Einbahnstraße, 
kaum noch Anzeigen der Richtungs-
änderung und Abstellen der Fahrzeu-
ge, wo eben Platz ist).

Gerd Slowy
Vorsitzender

Mehr Sicherheit für Senioren im Rollenspiel

Am 9. Oktober fand im Nachbarschafts
zentrum Stralsund-Grünhufe der Se-
niorensicherheitstag des Landkreises 
Vorpommern-Rügen statt. Organisiert 
hatte die Veranstaltung der Kommu-
nale Präventionsrat des Landkreises 
unter Federführung der Verantwortli-
chen Kati Bischoff. Ziel war die Vorstel-
lung von Projekten zum Thema „Se-
niorensicherheit“. Vereine, Verbände, 
Organisationen, die Polizei, die Ver-
kehrswacht, der Weiße Ring und Se-
niorenbeiräte des Landkreises waren 
mit Informationsständen vertreten. 
Landrat Ralf Drescher hob in seiner 

Die Mitglieder des Seniorenbeirats Peter Sobottka, Hildegard Koepe, Brunhilde To-
bias und Giesela Müller (v. l. n. r.) auf dem SeniorensicherheitstagFortsetzung auf Seite 36
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Schwellenlose Übergänge im „Knieperhaus“

Im Stralsunder Stadtgebiet Knieper 
West macht im Heinrich-Heine-Ring 
das Knieperhaus auf sich aufmerksam; 
es verbindet genossenschaftliches 
Wohnen mit individueller Pflege, Be-
treuung und Rehabilitation. Dazu hat 
sich die Wohnungsgenossenschaft 
„Aufbau“ eG Stralsund mit der Uhlen-
haus Group zusammengetan, einem 
auf verschiedene Bereiche des Ge-
sundheits- und Sozialwesens speziali-
sierten Unternehmen. Ein 1976 errich-

tetes Wohngebäude wurde komplett 
umgestaltet zu 91 barrierearmen 
Wohnungen der Größe Ein-, Andert-
halb- und Zweiraum. Schwellenlose 
Übergänge, bodengleiche Duschen 
und eine hausinterne Rufanlage ge-
hören dazu. Balkone, Aufzugsanlagen 
und eine großräumige Sommerterras-
se vervollständigen den Eindruck.
Hinzu kommen ergo- und physiothe-
rapeutische Angebote des Rehazen-
trums mit Schwerpunkt Altersme-

dizin. In einem Gemeinschaftsraum 
sind Familienfeiern, Mittagstisch und 
verschiedenartige Veranstaltungen 
möglich. Der Bau des Knieperhau-
ses, für den die Wohnungsgenossen-
schaft „Aufbau“ 6,2 Millionen Euro 
aufbringt, versteht sich als ein „Bau-
stein bei der Umsetzung unseres Ge-
samtziels zur Reaktion auf den geo-
grafischen Wandel“, heißt es in einer 
Konzeptbeschreibung beider Unter-
nehmen. � n

Eröffnungsrede die Wichtigkeit der 
Präventionsarbeit auf allen Ebenen 
hervor und dankte für das ehrenamt-
liche Engagement. Der Seniorenbei-
rat Stralsund präsentierte das Projekt 
„Senioren sicher ans Netz – Mach mit!“. 
Seit 2011 werden regelmäßig Veran-
staltungen durchgeführt, in denen 
die Handhabung des Computers und 
des Smartphons gelehrt und auf die 
Gefahren im Netz verwiesen wird, die 

durch Gutgläubigkeit oder fehlenden 
Softwareschutz entstehen können. 
Das Zusammenwirken zwischen Se-
niorenbeirat und den ehrenamtlichen 
Sicherheitsberatern zum Thema „All-
tagskriminalität“ ist ebenfalls zu nen-
nen. Auch das Projekt „Seniorinnen 
ans Lenkrad“ wurde vorgestellt. Inter-
essant und lehrreich waren die durch 
den Veranstalter organisierten Rollen-
spiele mit Situationen, die den Senio-
ren tagtäglich passieren können. (z. B. 
Enkeltrick, Haustürgeschäfte, Hand-

taschenraub). Jutta Lüdecke, Mitglied 
des Seniorenbeirats und Leiterin der 
Arbeitsgruppe Ordnung, Sicherheit 
und Gleichstellung, wirkte bei die-
sem Bühnenprogramm mit. Das Pub-
likum honorierte die Aufführung mit 
viel Beifall. Der Seniorensicherheitstag 
wurde von allen Beteiligten genutzt, 
um ins Gespräch zu kommen und Er-
fahrungen auszutauschen.

Giesela Müller
AG Öffentlichkeit und Medien 

Fortsetzung von Seite 35

Der digitale Patient Eine Spirale mit schrecklichem Ende

Rund 45 Prozent der Deutschen können sich vorstel-
len, ihren Arzt zumindest gelegentlich per Video zu 
konsultieren. Das geht aus einer Studie des neuen Pro-
jekts „Der digitale Patient“ der Bertelsmann Stiftung 
hervor. Diese hat die Bevölkerung und Experten be-
fragt sowie internationale Quellen ausgewertet. Dem-
nach sind Video-Sprechstunden bei vielen Behand-
lungsanlässen genauso gut wie ein Praxisbesuch. Der 
virtuelle Kontakt kann den persönlichen allerdings 
nicht ersetzen. Neben dem Erstkontakt zwischen Arzt 
und Patient gibt es etwa körperliche Untersuchungen, 
die ein persönliches Treffen erfordern.
Jeweils rund ein Viertel der Befragten gibt an, Video 
sei ein geeigneter Kontaktweg bei allgemeinen Fragen 
ohne körperliche Untersuchung, bei Beratungsgesprä-
chen beispielsweise zur Ernährung oder bei der Bespre-
chung von Befunden.
� n

Zwei Drittel aller Pflegebedürftigen werden in Deutsch-
land zu Hause versorgt. Wenn dann beispielsweise Kin-
der ihre alten Eltern, die sie pflegen, töten, erscheint dies 
als ungeheuerlicher Tabubruch. Und die Gewalt gegen 
Hilfsbedürftige hat viele Gesichter: Beschimpfung, Ver-
nachlässigung, grobes Anfassen, blaue Flecken, Entmün-
digung – oft eine Spirale mit schrecklichem Ende.
Manche Angehörige behaupten, sie hätten ihr Opfer 
aus der Pflegeabhängigkeit erlösen wollen. Wer Gewalt 
gegenüber kranken Angehörigen ausübt, fühlt sich oft 
überfordert. Kranke und Alte sind nicht selten schwie-
rig im Umgang, die Pflege wird zur unerträglichen Last. 
Die familiäre Nähe, die eigenen vier Wände können zur 
Falle werden. Pflegende Kinder oder Ehepartner verbin-
det eine gemeinsame und nicht selten ambivalente Ge-
schichte mit den Pflegebedürftigen. Doch ans Tageslicht 
kommen nur wenige Fälle häuslicher Gewalt, selbst viele 
Ärzte erkennen die Symptome nicht.� dlf
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Dringende Sozialreformen mahnte der 
Paritätische Wohlfahrtsverband in ei-
nem offenen Brief an die Parteispitzen 
von CDU/CSU, FDP und Bündnis 90 / Die 
Grünen anlässlich der erfolglos geblie-
benen Sondierungen zu einer Jamaika-
Koalition an. Notwendig seien Investiti-
onen in den Sozialstaat und ein umfas-
sendes und konsequentes Reformpaket, 
um der wachsenden sozialen Unsicher-
heit entgegenzuwirken und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu stärken.
„Die Stärkung des gesellschaftlichen 
Zusammenhaltes muss in den nächs-
ten vier Jahren zentrales Ziel für eine je-
de Bundesregierung sein. Keine Partei 

kann es sich erlauben, über die sozia-
len Schieflagen in Deutschland und die 
Nöte der vielen auf Hilfe und Unterstüt-
zung angewiesenen Menschen einfach 
hinwegzusehen“, betonte Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock, Vorsitzender des Paritäti-
schen Gesamtverbands. 
Unterschiedliche Gruppen dürften nicht 
gegeneinander ausgespielt werden. 
„Ganz unabhängig von Weltanschauun-
gen ist es jetzt ein Gebot der Vernunft, 
Sozialpolitik so zu gestalten, dass keiner 
zurückgelassen und alle mitgenommen 
werden: Kinder, Alte, alle Menschen“, 
ergänzte Ulrich Schneider, Hauptge-
schäftsführer des Paritätischen.

In einem gemeinsamen Brief mahnen 
Rosenbrock und Schneider konkrete 
Maßnahmen und Reformen an, insbe-
sondere im Kampf gegen Kinder- und 
Altersarmut. Die Forderungen reichen 
von der Einführung einer einkommen-
sorientierten und bedarfsdeckenden 
Kindergrundsicherung bis zur Stärkung 
der gesetzlichen Rente unter anderem 
durch die Anhebung und Stabilisierung 
des Rentenniveaus. Besonders dring-
lich seien darüber hinaus Maßnahmen 
gegen die anhaltend hohe Langzeitar-
beitslosigkeit sowie Reformen in den Be-
reichen Bildung, Pflege, Wohnen und in 
der Asyl- und Integrationspolitik. � n

Deutliche Kritik am Armuts- und Reich-
tumsbericht der vorigen Bundesregie-
rung hat der Paritätische Wohlfahrtsver-
band geübt und dringenden politischen 
Handlungsbedarf angemahnt. Der neue 
Bericht belege zwar faktenreich die zu-
nehmende Ungleichheit von Einkom-
men und Vermögen, zu deren Bekämp-
fung biete er jedoch nur ein „Sammelsu-
rium von Konjunktiven“.
„Der Umfang der sozialen Polarisie-
rung steht in krassem Gegensatz zu den 
nun veröffentlichten Plänen und ange-
kündigten Maßnahmen der Bundesre-
gierung. Es wird nicht erkennbar, dass 

die Bundesregierung Armut entschie-
den bekämpfen will“, kritisiert Hauptge-
schäftsführer Ulrich Schneider. „Wir brau-
chen einen sozial- und steuerpolitischen 
Richtungswechsel, keine heiße Luft“.
Der Armuts- und Reichtumsbericht do-
kumentiere beispielsweise, dass 84 Pro-
zent der Bevölkerung zwischen 2010 
und 2015 eine Zunahme von Armut 
festgestellt hätten und dass in der Ver-
gangenheit auch Kinderarmut und Un-
gleichheit gewachsen seien. Die Bun-
desregierung formuliere in ihrer erst-
mals veröffentlichten Schlussfolgerung 
dennoch nur wenige, unzusammenhän-

gende Vorschläge dagegen.
Der Paritätische forderte deshalb ein 
Gesamtkonzept gegen Armut und Aus-
grenzung, für sozialen Zusammenhalt. 
„Die Bundesregierung ist aufgefordert, 
verbindliche Ziele und Maßnahmen 
zum Abbau von Armut und sozialer Un-
gleichheit zu formulieren. Stückwerkpo-
litik hilft nicht “, betont Schneider. Zwin-
gende Voraussetzung für eine effekti-
ve Armutsbekämpfung sei eine solida-
rische Steuerpolitik. „Wer den Leuten 
weismachen will, Armutsbekämpfung 
bekäme man zum Nulltarif, streut Sand 
in die Augen.“� n

Die Parlamentarische Staatssekretärin 
im Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend, Elke Ferner, 
nahm im September in Lissabon an der 
4. UNECE-Ministerkonferenz zu Fragen 
des selbstbestimmten Alterns teil („A 

sustainable society for all ages – Rea-
lizing the Potential of living longer“ / 
„Eine nachhaltig wirkende Gesellschaft 
für alle Lebensalter – Umsetzung des 
Potenzials für längeres Leben“).
Ältere Männer und Frauen wollen bis 

ins hohe Alter gut und selbstbestimmt 
leben und gleichberechtigt an der Ge-
sellschaft teilhaben können. Das unter-
stützt die Bundesregierung mit zahlrei-

Keine Partei darf hinwegsehen  
Paritätischer Wohlfahrtsverband mahnte dringende Sozialreformen an

Stückwerkpolitik hilft hier nicht 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung im Mittelpunkt der Kritik

Teilhabe und Würde im Alter ermöglichen 
Deutschland hatte auf der 4. UNECE-Ministerkonferenz in Lissabon den Vize-Vorsitz

Fortsetzung auf Seite 38



Seite 38  |  22. Jahrgang  |  Ausgabe 4 / 2017 Aus Bund und Ländern

chen Maßnahmen. Dazu gehört auch 
eine möglichst lange währende gu-
te Gesundheit. Elke Ferner: Ein zentra-
les Thema in der europäischen und in-
ternationalen Seniorenpolitik sei aller-
dings auch die Pflege. Der Anteil pfle-

gebedürftiger Menschen steigt und 
stellt die Gesellschaft vor große Her-
ausforderungen. „In Deutschland hin-
ken die Arbeitsbedingungen und die 
Bezahlung in der Altenpflege im euro-
päischen Vergleich immer noch hinter-
her. Die Reform der Pflegeberufe ist ein 
erster wichtiger Schritt, jetzt müssen 

weitere folgen.“
In ihrer Abschlusserklärung wollen die 
56 UNECE-Mitgliedstaaten unter ande-
rem das Ziel formulieren, die Qualität 
in der Pflege weiter zu fördern sowie 
die Ausbildung von Nachwuchskräften 
und die Arbeitsbedingungen von Pfle-
genden zu verbessern. � n

Fortsetzung von Seite 37

Bundesfamilienministerin Dr. Katarina 
Barley und Valerie Holsboer, Vorstand 
der Bundesagentur für Arbeit (BA), ha-
ben noch vor der Bundestagswahl die 
enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mehrgenerationenhäusern und der 
BA bekräftigt. Eine Kooperationsver-
einbarung beider Partner hat das Ziel, 
die niedrigschwelligen Aktivitäten der 
Mehrgenerationenhäuser und die Zu-
sammenarbeit im Bereich der Arbeits-
marktintegration sowie der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie bzw. Pflege 
auszubauen und zu intensivieren. Die 
Vereinbarung gilt mindestens für die 
zunächst geplante vierjährige Laufzeit 
des am 1. Januar gestarteten Bundes-
programms Mehrgenerationenhaus.
„In den Mehrgenerationenhäusern 
fühlen sich die Menschen wohl. Hier 
ist jede und jeder willkommen und 
wird wertgeschätzt. Dies schafft das 
nötige Vertrauen, um sich mit seinen 

Fragen, aber auch Ängsten, die mit ei-
nem Berufseinstieg oder einem Wie-
dereinstieg verbunden sind, zu öffnen 
und neue Wege zu gehen“, so Bundes-
ministerin Dr. Barley.
Auch Valerie Holsboer ist überzeugt 
von der Kooperation: „Ob Berufsrück-
kehrende, Jugendliche in der berufli-
chen Orientierungsphase oder Men-
schen, die erst mal die deutsche Spra-
che erlernen und vertiefen wollen, be-
vor sie beruflich Fuß fassen können 
- die Mehrgenerationenhäuser sind ei-
ne unkomplizierte und niedrigschwel-
lige Anlaufstelle. Das Angebot in den 
Häusern ist vielfältig und vor allem 
praktisch ausgerichtet: Von Sprach-
kursen über Beratungen durch Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter unserer 
lokalen Arbeitsagenturen und Job-
centern bis hin zur Möglichkeit, die 
eigenen Interessen und Fähigkeiten 
im Rahmen eines freiwilligen Engage-

ments zu entdecken und zu vertiefen.“
Mit der Kooperationsvereinbarung 
knüpfen das BMFSFJ und die BA an die 
Vereinbarung aus dem Vorgängerpro-
gramm „Aktionsprogramm Mehrge-
nerationenhäuser II“ an, die Basis für 
individuelle Kooperationsvereinba-
rungen zwischen den einzelnen Mehr-
generationenhäusern und ihren loka-
len Arbeitsagenturen und Jobcentern 
war und eine konstruktive Zusam-
menarbeit vor Ort beförderte.
Das Bundesprogramm mit seinen 
bundesweit rund 550 geförderten 
Mehrgenerationenhäusern eröffnet 
den Häusern eine neue Flexibilität 
hinsichtlich der Auswahl der Angebo-
te zur Gestaltung des demografischen 
Wandels. Sie können nun vor Ort noch 
gezielter agieren.

Weitere Informationen unter
www.mehrgenerationenhaeuser.de

Gute Pflege hängt unmittelbar mit 
der Anzahl und der Qualifikation des 
Personals zusammen. Deshalb unter-
stützt die Bundesinteressenvertre-
tung für alte und pflegebetroffene 
Menschen (BIVA) e.V. die Standpunk-
te von ver.di. Notwendig sei aber auch 
eine bessere Information der zu Pfle-
genden über die reale Personalsituati-
on in den einzelnen Heimen.

Schon bevor in frühestens drei Jahren 
ein bundeseinheitliches Personalbe-
messungsverfahren eingeführt wird, 
müssen gegen die ungleiche und 
unzureichende Personalausstattung 
Maßnahmen ergriffen werden. Ergän-
zend zu den Forderungen von ver.di 
nach einem höheren Personalschlüs-
sel fordert die BIVA kurzfristig eine flä-
chendeckende Veröffentlichung der 

Soll- und Ist-Zahlen der tatsächlichen 
Personalausstattung in den Einrich-
tungen. „Der Haken bei den bestehen-
den und geplanten einheitlichen Per-
sonalschlüsseln ist, dass diese nicht 
verbindlich sind und Betroffene da-
her keine Sicherheit haben, von aus-
reichend vorhandenem Personal ge-
pflegt zu werden“, klagt Dr. Manfred 
Stegger, Vorsitzender der BIVA. � n

Betroffene haben keine Sicherheit 
BIVA fordert Transparenz bei der Personalausstattung in Pflegeeinrichtungen

Erste Anlaufstelle für den beruflichen Einstieg 
Enge Kooperation mit den Mehrgenerationenhäusern wird fortgesetzt
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Wo sünd mien Johren bleben?
Wo sünd mien Johren bleben?

Sei flögen as de Wind –  
Un hüt noch is mi eben,
as wier ick gistern Kind.

Wo sünd mien Johren bleben? 
Dei Wulken wiern sei gliek.

Mi is, as harr ick eben
noch spält mit Nahwers M’riek.

Wo sünd mien Johren bleben!
Sei leten gor kein Läus.
Mi is, ick hödd soeben

noch up de Brak de Gäus.

Wo sünd mien Johren bleben!
Verflagen sünd s‘ as Rok – 

Un süll ick s‘ nochmals läben,
ick würr ok denn nich klauk.

Helmuth Schröder (1842-1909)

Mosaik

In absehbarer Zeit wird sich auch in 
Südamerika der Alterungsprozess 
enorm beschleunigen. Zu dieser 
Feststellung kommt Dr. Karl-Dieter 
Hoffmann vom Zentralinstitut für La-
teinamerikastudien der Katholischen 
Universität Eichstädt-Ingolstadt, in 
einem Beitrag für die Auslandsinfor-
mationen der Konrad-Adenauer-Stif-
tung in Berlin. Gab es 1975 erst vier 
Prozent der Bewohner in der Alters-
stufe 65plus, so waren es 2013 in Uru-
guay bereits 13,9 Prozent. Die so-
zioökonomisch fortgeschrittensten 
Staaten Chile und Argentinien folgen 
mit rund zehn Prozent.

Die Lebensdauer der über 65-Jäh-
rigen nimmt stetig zu. Eine Frau 
dieses Alters hat noch eine durch-
schnittliche Lebenserwartung von 
18,6 Jahren, die sich bis 2055 um 
weitere 3,4 Jahre erhöhen dürfte. 
Bei Männern sieht der Jahresver-
gleich so aus: 16,1 plus 2,8 Jahre. 
Die allgemeine durchschnittliche 
Lebenserwartung soll bis zur Jahr-
hundertmitte auf 80,3 Jahre stei-
gen. Im Gegensatz dazu liegt die 
Geburtenziffer (Fertilitätsrate) dann 
nur noch bei 1,8 – notwendig wä-
ren 2,1. Die finanzielle Alterssiche-
rung entwickelt sich deshalb immer 

mehr zu einem der wichtigsten Pro-
bleme.
Der Politikwissenschaftler meint: 
„Europa und Nordamerika hatten 
im Vergleich zu Lateinamerika un-
gleich mehr Zeit, um sich den Her-
ausforderungen einer stetig altern-
den Bevölkerung anzupassen.“ In 
Ländern „mit breitenwirksamer Al-
tersversorgung“ seien weniger als 
fünf Prozent der über 80-Jährigen 
noch immer beruflich tätig, in Peru, 
Honduras und Nicaragua hingegen 
steigt diese Zahl auf nahezu 20 Pro-
zent. 
� ric

Lebenserwartung steigt auch in Südamerika 
Finanzielle Alterssicherung wächst sich zu einem gravierenden Problem aus



Informieren Sie sich.              
Wir beraten Sie gern. 
 

Vollstationäre Pflege              
Kurzzeitpflege                               
Verhinderungspflege                   
Urlaubspflege                                
Betreutes Wohnen                    
Mietwohnen 

Wohnpark Zippendorf, Alte Dorfstraße 45 , 19063 Schwerin 
     Einrichtungsleiter: Sven Kastell, Tel.: 0385 / 20 10 10 0        

www.wohnpark-zippendorf.de 

Der Wohnpark Zippendorf  ist eine                                                                                          
Seniorenwohnanlage direkt am Schweriner Innensee. 

Auf dem weitläufigen Gelände vereinen sich stationäre                                                      
Pflegeeinrichtung, Betreutes Wohnen und Mietwohnen.                                                           

Ruhig ist es hier und das zu jeder Jahreszeit.                                                                                               
Der Straßenlärm ist fern und die Strandpromenade ist in 5 Minuten zu erreichen. 

Es bieten sich reichlich Kontaktmöglichkeiten beim Einkaufen in der „Einkaufsquelle“, bei 
einem Besuch im „Residenzcafé“, bei Spaziergängen oder an schönen Tagen beim Ver-
weilen auf den Parkbänken in der Grünanlage oder auf den Terrassen. 

Freundliches Fachpersonal vermittelt ein Gefühl von Geborgenheit und gewährleistet 
qualifizierte Pflegeleistungen in allen Pflegegraden. 

Wir wollen dem Menschen dort begegnen, wo er steht und ihn ein Stück seines Lebens 
begleiten. 


